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1. Kreis der Körperſchaftſteuerpflichtigen 


Durch die Siebente Verordnun ur 0 
leuerrechtlicher Vorſchriften im Gade i 58 
5 ler 1938 (RGBl. I S. 1817, RStBL. 1998 
5 = ift die Deutſche Körperſchaftſteuer 
Die and Oſterreich in Kraft geſetzt worden. 
et 1100 185 8 a 8 nach dem Deutſchen 

eſetz findet bereits fi . 
lenderjahr 1938 ſtatt. SR 
41 fe Beanlagungsbeamte der Oſtmark, der ſich 
beſaſſen wieſtimmungen, die ihm noch neu ſind, 
11 125 wird ſich verſtändlicherweiſe zuerſt 
pflicht ENT der perſönlichen Steuer 
8 Ben wollen. Er wird zu dieſem 
1015 80 immungen des Körperſchaftſteuer⸗ 
be 10 nen des bisherigen öſterreichiſchen 

rſonalſteuergeſetzes vergleichen. Dabei wird er 
i daß 15 der Kreis der Steuer⸗ 
nb e n beiden Geſetzen weitge- 

Perſönlich ſteuerpflichti 5 
ſatz 1 des Lorperſchaflreneeg ee > 
mäß: Kapitalgeſellſchaften — alſo Aktiengeſellſchaf⸗ 


7. Satzungsmängel und wirtſchaftlicher Geſchäftsbetrieb 
bei gemeinnüßigen und mildtätigen Körperſchaften, 

8. Gemeinnützige Wohnungsunternehmen, 

9. Orden und Kongregationen, 

10. Penſions⸗ und Unterſtützungskaſſen, 

11. Zuwendungen an ſoziale Kaſſen, 

12. Schlußbemerkung. 


ten, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, Geſellſchaf⸗ 
ten mit beſchränkter Haftung, Kolonialgeſellſchaften 
und bergrechtliche Gewerkſchaften —, Erwerbs- und 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, Verſicherungsvereine auf 
Gegenſeitigkeit, ſonſtige juriſtiſche Perſonen des pri⸗ 
vaten Rechts, nichtrechtsfähige Vereine, Anſtalten, 
Stiftungen und andere Zweckvermögen ſowie Be⸗ 
triebe gewerblicher Art von Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts. 

Nicht weſentlich anders iſt es nach bisherigem 
öſterreichiſchem Recht. 

In Hſterreich war die Körperſchaftſteuer als 
„Erwerbſteuer der Körperſchaften und 
gewiſſer zur öffentlichen Rechnungs- 
legung verpflichteten Unternehmungen 
(Lörperſchaftſteuer)“ im U. Hauptſtück des 
Perſonalſteuergeſetzes geregelt. 

Danach unterlagen der Körperſchaftſteuer: At 
tiengeſellſchaften, Aktienvereine, Kommanditgeſell- 
ſchaften auf Aktien, Gewerkſchaften, wechſelſeitige 
Verſicherungsanſtalten, regiſtrierte und nicht re— 
giſtrierte Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, Sparkaſſen, 
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Gemeinwirtſchaftliche Anſtalten, Unternehmungen 
des Bundes, der Länder, Bezirke und Gemeinden 
und andere der öffentlichen Rechnungslegung unter⸗ 
worfene Körperſchaften. 

Dieſe weitgehende Übereinſtimmung zwiſchen 
dem Deutſchen und dem öſterreichiſchen Recht wird 
die Feſtſtellung der Körperſchaftſteuer⸗ 
pflichtigen bei der erſten Veranlagung nach dem 
Körperſchaftſteuergeſetz 1934 weſentlich erleich⸗ 
tern. 


2. Körperſchaftſteuerbefreiungen und Körperſchaft⸗ 
ſteuerbegünſtigungen 

Das bisherige öſterreichiſche Körperſchaftſteuer⸗ 
recht weiſt auch hinſichtlich der perſönlichen Steuer- 
befreiungen und Steuerbegünſtigungen keine we⸗ 
ſentlichen Unterſchiede gegenüber dem 
Reichsrecht auf. 

84 Abi. 1 KSt gemäß find beſtimmte Un⸗ 
ternehmungen der öffentlichen Hand 
von der Körperſchaftſteuer befreit, wie z. B. Reichs⸗ 
poſt, Reichsbahn, Reichsautobahnen, Reichsbank u. a. 
mehr. Ahnliche Beſtimmungen kannte auch das 
öſterreichiſche Recht, z. B. hinſichtlich der Poſtſparkaſſe 
und der früheren öſterreichiſchen Nationalbank. 

Weitere Befreiungen des 8 4 KStG finden ſich 
inhaltlich ebenfalls im öſterreichiſchen Recht. So ſind 
z. B. Körperſchaften, die gemeinnützigen oder 
mildtätigen Zwecken dienen, und Penſions⸗ 
und Unterſtützungskaſſen auch nach öſter⸗ 
reichiſchem Recht ſteuerlich begünſtigt. Allerdings 
ſind die Vorausſetzungen dafür etwas verſchieden. 

Die im Weg der Übergangsregelung zunächſt 
noch aufrecht erhaltene ſteuerliche Begünſtigung der 
Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften findet im öſterreichiſchen Steuerrecht 
ebenfalls ihr Spiegelbild. 

Ein bemerkenswerter Unterſchied beſteht eigent⸗ 
lich nur in der Behandlung der Sparkaſſen. 
9 4 Abſatz 1 Ziffer 4 KStG gemäß find bie öffent⸗ 
lichen oder unter Staatsaufſicht ſtehenden Spar- 
kaſſen von der Körperſchaftſteuer befreit, ſoweit ſie 
der Pflege des eigentlichen Sparverkehrs dienen. 
Das öſterreichiſche Recht kannte eine Begünſtigung 
in dieſem Umfang nicht. Die Sparkaſſen waren im 
weſentlichen nur im Steuerausmaß begünſtigt. 


3. Verhältnis der bisherigen öſterreichiſchen Beſtim⸗ 
mungen zum Körperſchaftſteuergeſetz 1934 

Durch die Einführung des Körperſchaftſteuer⸗ 
geſetzes ſind die Beſtimmungen im ll. Haupt⸗ 
ſtü ck des öſterreichiſchen Perſonalſteuer⸗ 
geſetzes außer Kraft getreten. Das gilt 
auch für die Beſtimmungen über die perſönlichen 
Steuerbefreiungen und Steuerbegün- 
ſtigungen. Von der Veranlagung für 1938 ab 
genießen alſo nur diejenigen Körperſchaften, Per⸗ 
ſonenvereinigungen und Vermögensmaſſen eine 
ſteuerlich bevorzugte Behandlung, für die eine ſolche 
im Deutſchen Körperſchaftſteuergeſetz 
vorgeſehen iſt. Ob und in welchem Umfang für die 
übergangszeit Erleichterungen gewährt 
werden können, wird im Einzelfall auf begrün⸗ 
deten Antrag zu prüfen ſein. Bisher ſind Aus⸗ 
nahmen nur für die Genoſſenſchaften und die 
Sparkaſſen vorgeſehen, Hinweis auf 8 12 Abſatz 3 


der Siebenten Verordnung zur Einführung ſteuer⸗ 
rechtlicher Vorſchriften im Land Oſterreich. 

Durch die Einführung des Körperſchaftſteuer⸗ 
geſetzes ſind aber nicht nur die Beſtimmungen des 
Perſonalſteuergeſetzes ſelbſt, ſondern auch die zu 
ſeiner Anderung und Ergänzung erlaſ⸗ 
ſenen Vorſchriften und Verwaltungs- 
anordnungen, die eine Vergünſtigung auf dem 
Gebiet der öſterreichiſchen Körperſchaftſteuer vorge⸗ 
ſehen haben, außer Kraft getreten. 

Das gilt insbeſondere für die bisherigen 
öſterreichiſchen Förderungsgeſetze. 

Zur öſterreichiſchen Körperſchaftſteuer wurden 
verſchiedene Unternehmungen nicht herangezogen, die 
aus nattonalwirtſchaftlichen Gründen 
auf Grund beſonderer Geſetze für eine be» 
grenzte Zeit von der Beſteuerung aus⸗ 
genommen waren. Beglinftigt waren insbeſon⸗ 
dere die Unternehmungen der Elektrizitätswirtſchaft, 
der Erdölförderung, des Luftverkehrs, der Seeſchiff⸗ 
fahrt und Bahnen niederer Ordnung. 

Dieſe öſterreichiſchen Förderungsgeſetze ſehen 
zum Teil eine Befreiung von der Körperſchaftſteuer 
bis zu zwanzig Jahren vor. Es erſchien, ſchon aus 
Gründen der gleichmäßigen Beſteuerung im Verhält⸗ 
nis zu den entſprechenden Unternehmungen des Alt- 
reichs, nicht tragbar, noch auf ſo lange Zeit für 
Reichsſteuern eine Befreiung nach bisherigem öſter⸗ 
reichiſchen Recht zu gewähren. Die Steuerbegünſti⸗ 
gungen nach den öſterreichiſchen Förderungsgeſetzen 
ſind daher bereits bei der Veranlagung für 
das Kalenderjahr 1938 nicht mehr zu 
gewähren. 

Anderſeits darf man aber nicht überſehen, daß 
gerade bei der beſonderen Eigenart der bisher be- 
günſtigten Unternehmungen der Wegfall der Steuer⸗ 
begünſtigung in der Übergangszeit zu ge⸗ 
wiſſen Schwierigkeiten führen kann. Dieſe 
Schwierigkeiten vergrößern ſich dadurch, daß das 
Körperſchaftſteuergeſetz bereits rückwirkend für das 
Kalenderjahr 1938 eingeführt worden iſt, ſo daß die 
Unternehmungen ſich nicht rechtzeitig auf die volle 
Steuerpflicht einſtellen konnten. 

Um das zu vermeiden, find die Oberfinanz⸗ 
präſidenten der Oſtmark ermächtigt wor⸗ 
den, die Körperſchaftſteuer für 1938 in ſolchen Fällen 
in einem Pauſchbetrag feſtzuſetzen. Bei 
der Bemeſſung des Pauſchbetrags werden die wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe und die Flüſſig⸗ 
keit des betreffenden Unternehmens eine ausſchlag⸗ 
gebende Rolle ſpielen. So läßt ſich beiſpielsweiſe 
annehmen, daß ein Unternehmen, das einen anſehn⸗ 
lichen Ertrag abwirft, auch zu einer angemeſſenen 
Steuerleiſtung in der Lage ſein wird. 

Für die einheitliche Behandlung der 
Pauſchalierungsfälle wird der Oberfinanzprä⸗ 
ſident Wien zuſammen mit dem Finanzamt für 
Körperſchaften in Wien Sorge tragen. Zu dieſem 
Zweck find die Finanzämter angewleſen, alle Pau⸗ 
ſchalierungsanträge vor ihrer endgültigen Erledi⸗ 
gung dem Oberfinanzpräſidenten Wien 
zur Stellungnahme zuzuleiten. 


4. Genoſſenſchaften 
Nach öſterreichiſchem Recht waren die 
Genoſſenſchaften ſteuerpflichtig. Beſtimmte Genofjen- 
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ſchaften waren jedoch von der Beſteuerung ausge— 
nommen oder genoſſen bei der Ermittlung der Be- 
ſteuerungsgrundlagen oder im Steuerausmaß eine 
Begünſtigung. 

81 Abſatz 1 Ziffer 2 KStG gemäß ſind die 
Genoſſenſchaften grundſätzlich in vollem Um- 
fang ſteuerpflichtig. Da aber zur Zeit der 
Steuerreform 1934 die handelsrechtliche Regelung 
des Genoſſenſchaftsweſens noch nicht genügend ge⸗ 
klärt war, ſind beſtimmte Begünſtigungsvorſchriften 
des Törperſchaftſteuergeſetzes vom 10. Auguſt 1925 
im Weg der Übergangsregelung zunächſt 
aufrechterhalten worden (Hinweis auf $ 36 der 
Erſten KSt DO und Veranlagungsrichtlinien für 
1937 Abſchnitt II XIII). 

„Danach unterliegen Genoſſenſchaften, deren Ge⸗ 
MMäftsbetrieb ic auf den Kreis der Mitglie- 
er beſchränkt und die einem Reviſionsverband 
. ind, nur mit beſtimmten Ein- 
e der . Körperſchaftſteuer. Gehen ſie mit 
en Geſchäften über den Kreis der Mitglieder 
. ſo werden ſie voll ſteuerpflichtig. 
3 e = biervon find aus Billigkeitsgründen 
Neige sten . nur in ganz beſonders 
ar ol Fäl en zugelaſſen worden. Es handelt ſich 
u = Fälle, in denen die Genoſſenſchaften den 
5 auf Grund einer zwingen⸗ 
Mehr i überſchreiten mußten. In der 
Uche 5 er Fälle ſind davon landwirtſchaft⸗ 
N Venoſſenſchaften berührt worden, die durch 
ordnung des Reichsnährſtands gezwungen waren, 


über den Kreis der Mitali i ü 
vorzunehmen. Mitglieder hinaus Geſchäfte 


Fortgefallen iſt die frühere Begünſtigung 
Re 0 e make durch einen geſtaffelten 

Die Geltungsdaue i 
gen iſt für das Altreic 1 . 5 ER un Re 
Kr Kalenderjahr 1939 1 
a > 3 kann wohl angenommen werden, daß 
A Steuerrecht der Genoſſenſchaften in abſehbarer 
Det neu geregelt werden wird. 


Im Hinblick auf die noch ungeklär 6 
niſſe der Genoſſenſchaften und Wagen * 
tenden Umſtellungsſchwierigkeiten iſt 
bote reich eine Übergangsregelung ge» 
nn worden. Sie beſchränkt ſich auf die nach 
m öſterreichiſchen Recht ſteuer freien 
915 Ar erbegün ft igten Genoſſenſchaften. Nach 
1 es 3 der Siebenten Verordnung zur Ein- 
Her Mi euerrechtlicher Vorſchriften im Land Hfter- 
=> E die ſteuerfreien und fteuerbegünftig- 
Sinn e A und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften im 
des b e . Abſatz 1 Buchſtaben e und k und 
W 5 1 38 ſonalſteuergeſetzes bei der Veran⸗ 
rel noch die bisherigen mate- 

10 lichen Vorſchriften des öſter⸗ 
Ken 2 0 1 0 = fort (Hinweis auf Rdß Erl 

15. 5 9, RStBl. 1939 S. 475). Dem⸗ 
gemäß müſſen Erwerbs- und 3 
ſchaften, die bei der Veranlagung zur Kör erſchaft 
ſteuer für 1938 Steuerfreiheit oder non in fie 
gung in Anſpruch nehmen wollen, die on 
ſetzungen der erwähnten e emasın 
des öſterreichiſchen Rechts erfüllen. 


Sind dieſe Vorausſetzungen erfüllt, ſo ſind auch 
die ſteuerlichen Folgen nach bisherigem 
öſterreichiſchen Recht zu beurteilen. Das 
gilt nicht nur für die Anwendung eines begün⸗ 
ſtigten Steuerſatzes, ſondern auch für die 
Ermittlung der Beſteuerungsgrund⸗ 
lagen. Insbeſondere iſt bei der Bewertung der 
einzelnen Wirtſchaftsgüter und bei der Bemeſſung 
der Höhe der Abſchreibungen, bei der Bildung von 
Rückſtellungen und Poſten der Rechnungsabgrenzung 
nach den bisherigen Beſtimmungen des Perſonal⸗ 
ſteuergeſetzes zu verfahren. Es iſt aber auch für 
ſolche Genoſſenſchaften bereits die Abſchreibungsfrei⸗ 
heit für betriebliche Anlagegüter auf Grund des 
§ 2 der Verordnung zur wirtſchaftlichen Wieder- 
belebung Oſterreichs vom 23. März 1938 (RGBl. I 
S. 309, RStBl. 1938 S. 353) anwendbar. 

Dieſe Übergangsregelung beſchränkt ſich 
auf das Kalenderjahr 1938. Die Genoſſen⸗ 
ſchaften werden ſich daher darauf einrichten müſſen, 
daß von der Veranlagung für 1939 ab die Altreichs⸗ 
vorſchriften zur Anwendung gelangen. 

Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, die 
die Vorausſetzungen für die Steuerbefreiung oder 
Steuerbegünſtigung nach bisherigem öſterreichiſchen 
Recht nicht erfüllen, ſind bereits bei der 
Veranlagung für 1938 nachdem Körper- 
ſchaftſteuergeſetz 1934 ſteuerpflichtig. 
Das gilt insbeſondere für die Genoſſenſchaften, die 
nach Maßgabe der Vorſchriften des Perſonalſteuer⸗ 
geſetzes mit ihrem Geſchäftsbetrieb über den 
Kreis der Mitglieder hinausgehen. 


5. Sparkaſſen 

Nach öſterreichiſchem Recht waren Spar⸗ 
kaſſen weder ganz noch zum Teil von der Beſteue⸗ 
rung ausgenommen, ſondern in § 83 J Buchſtabe k 
Perſonalſteuergeſetz ausdrücklich für ſteuerpflichtig er⸗ 
klärt. Sie waren lediglich hinſichtlich der Beſteue⸗ 
rungsgrundlagen und im Steuerausmaß begünſtigt. 

8 4 Abſatz 1 Ziffer 4 KStG gemäß ſind die 
öffentlichen oder unter Staatsaufſicht ſtehenden 
Sparkaſſen ſoweit ſie der Pflege des 
eigentlichen Sparverkehrs dienen, von 
der Körperſchaftſteuer befreit. Sie ſind 
ſteuerpflichtig alſo nur mit den Geſchäften, die 
nicht dem eigentlichen Sparverkehr dienen. 

Was unter „Sparverkehr“ zu verſtehen iſt, 
läßt ſich dem Körperſchaftſteuergeſetz ſelbſt nicht ent⸗ 
nehmen. Der Begriff des Sparverkehrs beſtimmt 
ſich vielmehr nach den 88 22 u. f. des Reichsgeſetzes 
über das Kreditweſen vom 5. Dezember 1934 (RGBl. I 
S. 1203). Danach ſind Spareinlagen Geldeinlagen 
auf Konten, die nicht den Zwecken des Zah- 
lungsverkehrs, ſondern der Anlage 
dienen und als ſolche, insbeſondere durch Aus- 
fertigung von Sparbüchern, gekenn⸗ 
zeichnet ſind. 

Die Ausgliederung der ſteuerfreien und 
der nicht ſteuerfreien Geſchäfte erfolgt nach beſtimm⸗ 
ten Richtlinien. Zwar haben Sparkaſſen § 25 des 
Kreditweſengeſetzes gemäß die Spargeſchäfte 
in der Buchführung von den übrigen 
Geſchäften getrennt zu führen ſowie in den 
Jahresbilanzen und in den Verluſt⸗ und Gewinn⸗ 
rechnungen geſondert auszuweiſen. Durchführungs⸗ 
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beſtimmungen ſind hierzu jedoch noch nicht erlaſſen 
worden. Solange dies nicht der Fall iſt und ge- 
trennte Buchführung noch nicht allgemein durchge⸗ 
führt worden iſt, läßt ſich eine Ausgliederung 
nur von der Schuldenſeite der Bilanz 
her vornehmen. Der Gewinn der Sparkaſſe muß 
bei dieſem Verfahren — kurz geſagt — nach dem 
Verhältnis der nicht in Spareinlagen beſtehenden 
Einlagen und der geſamten Einlagen aufgeteilt wer⸗ 
den. Das Verfahren, auf deſſen Einzelheiten in die⸗ 
ſem Zuſammenhang nicht eingegangen werden kann, 
iſt eingehend in Abſchnitt H II der Veranlagungs- 
richtlinien für 1937 dargeſtellt. 

Durch 8 12 Abſatz 3 der Siebenten Verordnung 
zur Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften im 
Land Hfterreich iſt für die Veranlagung der 
oſtmärkiſchen Sparkaſſen für 1938 noch 
die Anwendung der materiellrechtlichen 
Vorſchriften des Perſonalſteuergeſetzes 
angeordnet worden. 

Anderſeits war es notwendig, die letzte Veran- 
lagung der oſtmärkiſchen Sparkaſſen nach üfterrei- 
chiſchem Recht möglichſt einfach zu gejtalten. 
Neben dem ordentlichen Verfahren iſt daher durch 
Anweiſung des Rdß (verkäuflicher Rd Erlaß vom 
13. 3. 1939 S 2600 — 30 III) die Möglichkeit 
eines beſonders vereinfachten Veranla⸗ 
gungs verfahrens zur Feſtſtellung des 
Reinertrags für 1938 gefchaffen worden. Die 
Sparkaſſen können ſich zwiſchen der ordentlichen und 
der vereinfachten Veranlagung entſcheiden. Für die 
vereinfachte Veranlagung iſt Vorausſetzung, daß die 
Sparkaſſe ihre Reichsmarkeröffnungsbilanz nach 
der Umſtellungsverordnung vom 2. Auguſt 1938 
(RGBl. I S. 985) auf den 1. Januar 1939 aufſtellt. 

Das vereinfachte Verfahren beſteht 
darin, daß bei der Veranlagung für 1938 als ſteuer⸗ 
pflichtiger Reinertrag des Kalenderjahrs 1938 
75 vom Hundert des für 1937 rechtskräftig feſt⸗ 
geſtellten Reinertrags zugrunde gelegt werden. Der 
Satz von 75 vom Hundert iſt gewählt worden, weil 
die Gewinne der oſtmärkiſchen Sparkaſſen im Jahr 
1937 in der Regel höher waren als im Jahr 1938. 
Nach dem ſo feſtgeſtellten Reinertrag richtet ſich der 
8 100 des Perſonalſteuergeſetzes gemäß anzuwendende 
Steuerſatz. Unter den in § 100 Abſatz 10 des Per- 
ſonalſteuergeſetzes bezeichneten Vorausſetzungen gilt 
ein begünſtigter Steuerſatz. Die Entſcheidung, ob 
ein begünſtigter Steuerſatz anzuwenden iſt, richtet 
ſich ſelbſtverſtändlich nach dem Geſchäftsgebahren der 
Sparkaſſen im Wirtſchaftsjahr 1938. 

Will eine Sparkaſſe das vereinfachte Verfahren 
in Anſpruch nehmen, fo brauchte fie eine Steuer- 
erklärung für 1938 nicht abzugeben. Hat 
eine Sparkaſſe eine Steuererklärung für 1938 nicht 
abgegeben, ſo iſt zu unterſtellen, daß ſie das verein⸗ 
fachte Veranlagungsverfahren wählen will. Spar⸗ 
kaſſen, die das vereinfachte Verfahren nicht in 
Anſpruch nehmen wollen, mußten dagegen ihre 
Steuererklärungen für 1938 bis ſpäteſtens 
zum 31. März 1939 abgeben. 

Bei der Veranlagung im ordentlichen Ver⸗ 
fahren ſind die Beſteuerungsgrundlagen nach den 
Vorſchriften im II. Hauptſtück des Perſonalſteuer⸗ 
geſetzes zu ermitteln. Das gilt insbeſondere für 
die Bewertung der Wirtſchaftsgüter, die Bemeſſung 


der Abſchreibungen, die Bildung von Rückſtellungen 
und Poſten der Rechnungsabgrenzung. Es iſt je⸗ 
doch die Abſchreibungsfreiheit für betriebliche An⸗ 
lagegüter auf Grund des $ 2 der Verordnung zur 
wirtſchaftlichen Wiederbelebung Oſterreichs vom 
23. März 1938 anzuwenden. 

Bis zur Bekanntgabe des Steuerbeſcheids für 
1939 ſind die Vorauszahlungen nach den bis⸗ 
herigen Beſtimmungen zu entrichten. Sie werden 
jedoch auf ein Viertel des Betrags herab- 
geſetzt, der nach öſterreichiſchem Recht feſtgeſetzt 
worden iſt oder feſtzuſetzen geweſen wäre. Der Be⸗ 
trag von einem Viertel iſt im Hinblick auf die ab 1989 
einſetzende Beſteuerung nach dem Deutſchen Körper— 
ſchaftſteuergeſetz gewählt worden. 


6. Gemeinnützige und mildtätige Körperſchaften im 
allgemeinen 

Nach öſterreichiſchem Recht konnte der 
Bundesminiſter für Finanzen Steuerbefreiung für 
ſolche Körperſchaften gewähren, die auf die Förde- 
rung öffentlicher, wohltätiger oder gemeinnütziger 
Zwecke gerichtet ſind und dabei dauernd keinen oder 
einen wegen feiner verhältnismäßigen Geringfügig⸗ 
keit nicht in Betracht kommenden Reinertrag ab— 
werfen. Die Befreiung konnte ganz, teilweiſe, be⸗ 
friſtet oder bedingt erfolgen. Hatte der Bundes- 
miniſter die Befreiung erteilt, ſo waren die 
Steuerbehörden an dieſe Entſcheidung 
gebunden. Sie waren damit einer Prüfung 
der Vorausſetzungen für die Gemwäh- 
rung der Steuerbefreiung enthoben. 

Anders iſt es nach dem Körperſchaft-⸗ 
ſteuergeſetz. 

8 4 Abſatz 1 Ziffer 6 KStG gemäß find Kör⸗ 
perſchaften, Perſonenvereinigungen und Vermögens- 
maſſen, die nach der Satzung, Stiftung oder ſon⸗ 
ſtigen Verfaſſung und nach ihrer tatſächlichen Ge⸗ 
ſchäftsführung ausſchließlich und unmittelbar ge- 
meinnützigen oder mildtätigen Zwecken dienen. 
kraft Geſetzes von der Körperſchaft⸗ 
ſteuer befreit. Sie find ſteuerpflichtig nur inſo⸗ 
weit, als ſie einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb 
unterhalten, der über den Rahmen einer Vermö- 
gensverwaltung hinausgeht. Ob ein Zweck als ge- 
meinnützig oder mildtätig anzuſehen iſt, beſtimmt 
ſich nach den 88 17 und 18 Steueranpaſſungsgeſetz. 
Die übrigen Einzelheiten finden ſich in den 
88 9 bis 12 der Erſten KSt DO. 

Die Finanzämter haben demnach in jedem 
einzelnen Fall ſelbſtändig zu prüfen, ob 
dieſe geſetzlichen Vorausſetzungen für die Steuer» 
befreiung gegeben ſind. An die Entſcheidung ir⸗ 
gendeiner Verwaltungsſtelle ſind ſie hierbei nicht 
gebunden. Eine Ausnahme bilden 5 12 der 
Erſten KStDVoO gemäß nur die gemeinnützigen 
Wohnungs-, Siedlungs- und Heimſtättenunterneh⸗ 
mungen (Hinweis auf Abſchnitt 8). Bei Unterneh- 
mungen dieſer Art trifft eine andere Verwaltungs- 
behörde als das Finanzamt in einem beſonderen 
Anerkennungs- oder Zulaſſungsver⸗ 
fahren die Entſcheidung, ob die Vorausſetzungen 
der Gemeinnützigkeit erfüllt find. Fällt dieſe Ent⸗ 
ſcheidung in bejahendem Sinn aus, jo iſt das Fi⸗ 
nanzamt hieran ohne weiteres gebunden. Die 
Steuerbehörden haben — wie z. B. nach der Ge- 
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meinnützigkeitsverordnung — nur die Möglichkeit, 
ein Verfahren auf Aberkennung der Ge- 
meinnützigkeit zu beantragen, wenn ſie zu der Auf- 
faſſung gelangen ſollten, daß die Vorausſetzungen 
wieder fortgefallen ſind. 


Während alſo nach bisherigem öſterreichiſchen 
Recht die Steuerbefreiung gemeinnütziger oder mild⸗ 
tätiger Körperſchaften den Finanzämtern ſo gut wie 
keine Arbeit verurſachte, müſſen ſie ſich in Zukunft 
in jedem Einzelfall mit den nicht immer ganz 
einfachen Vorausſetzungen für die Steuerbefrei⸗ 
ung näher befaſſen. In der Mehrzahl der Fälle 
werden allerdings keine großen Steuerbeträge auf 
dem Spiel ſtehen. Es werden deshalb wohl keine 
Bedenken beſtehen, wenn ſich die Veranlagungsbeam⸗ 
ten in der Oſtmark in der erſten Übergangszeit 
gründlicher mit den mehr lohnenden Steuerfällen, 
als mit jedem kleinen Verein, der gemeinnützige oder 
mildtätige Zwecke verfolgen will, auseinanderſetzen. 
55 wird dies zweckmäßiger ſein, als wenn bei der 
Arbeitsbelaſtung der Übergangszeit wegen jedes ge- 
verbingigen, Betrags ein langwieriges Steuerſtreit⸗ 
verfahren über dieſe zum Teil ſchwierigen Rechts- 
Tragen in Gang geſetzt wird. Die gründliche Bear⸗ 


beitung ſolcher Fälle k 3 2 
geholt werden. 5 ann ſpäter immer noch nach 


5 W e wirtſchaftlicher Geſchäfts⸗ 
dei gemeinnü SA 

perſchaften 8 mäßigen und mildtätigen Kör⸗ 

Die Schwierigkeiten, 


di ü . 
ausſetzungen ie die Prüfung der Vor 


eu für die Steuerbefreiung wegen Ge- 
meinntlgtgteit oder Mildtätigkeit Perser, ſind man⸗ 
Be Es ſollen in dieſem Zuſammenhang 
e 8951 155 herausgehoben werden, die in der 
8 19 it durch die Rechtſprechung des Reichs- 
E n 915 eine beſondere Bedeutung erlangt haben. 
Jind das Satzungsfragen und Fragen des 
wirtſchaftlichen Geſchäftsbetriebs. 

Eine Körperſchaft, die Steuerfreihei i 
Begründung in Anſpruch nehmen N e 5 
meinnützige oder mildtätige Zwecke verfolge, muß 
ſelbſoerſtändlich eine gewiſſe Gewähr dafur 
bieten, daß ihre Tätigkeit und ihre Mittel kei⸗ 
nen anderen als dieſen Zwecken zugute 
kommen. Sie muß daher in ihrer Satzung die 
erſtrebten Zwecke deutlich kennzeichnen 
5 muß außerdem aber auch 8 10 Abſatz 1 Ziffer 3 
ke b der Erſten KSt Do gemäß in ihrer 
1 vorſchreiben, daß bei ihrer Auflöſung 
15 ee e der bisherigen Zwecke 
mildtätige den weiterhin für gemeinnützige oder 
Weiſe En verwendet werden ſoll. Auf dieſe 
1025 e Were werden, daß eine Körperſchaft 
1 5 1 Vorteile der Steuerbefreiung genießt 
ne. ge fie genügend Mittel ſteuerfrei 
ſchaftlichen ET 3 

Es genügt hierbei 8 i 
en der Sen daß die erſtrebten 


. ganz all i 
bezeichnet werden. Insbeſondere ieh 127 Aa 


wenn z. B. nur angegeben wird daß „gemeinnii 

Zwecke⸗ oder „mildtätige Swecke“ veselgr werde 
Dieſe Zwecke müſſen vielmehr im einzelnen ſo genau 
bezeichnet werden, daß die Steuerbehörden 


prüfen können, ob es ſich tatſächlich um Zwecke 
im Sinn der 88 17 und 18 StAnpcd handelt. 

Dieſes Erfordernis ſtößt bei den Körperſchaf⸗ 
ten, die Steuerbefreiung in Anſpruch nehmen wollen, 
oft auf wenig Verſtändnis. Viele Körperſchaften 
können auch bei Aufſtellung ihrer Satzungen noch 
gar nicht angeben, welchen beſtimmten Zwecken ſpä⸗ 
ter bei ihrer Auflöſung das angeſammelte Vermögen 
zufallen ſoll. Eine große Zahl von Körperſchaften, 
beſonders ältere milde Stiftungen oder konfeſſio⸗ 
nelle Organiſationen, haben bisher überhaupt noch 
keine Satzungen aufgeſtellt. Dieſe Vereinigungen 
kommen meiſt mit dem Einwand, daß die Verwen⸗ 
dung ihres Vermögens im Auflöſungsfall dem gan⸗ 
zen Weſen der Vereinigung nach zu keinen anderen 
als gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken er⸗ 
folgen könne. Oft führen ſie auch in das Feld, das 
ſie unter der Aufſicht des Staats oder anderer 
Stellen oder von Kirchenaufſichtsbehörden ſtünden, 
die, wie z. B. ein Biſchof, über die Verwendung 
des Vermögens zu wachen hätten. Schwierigkeiten 
ergeben ſich auch bei Einrichtungen von Körperſchaf⸗ 
ten des öffentlichen Rechts, die ebenfalls oft keine 
Satzungen oder Statuten haben. 

Dieſen Einwänden gegenüber muß aus berech⸗ 
tigten Gründen an dem Erfordernis ge⸗ 
nauer Feſtlegung der erſtrebten Zwecke 
in der Satzung feſtgehalten werden. Wo 
überhaupt keine Satzungen beſtehen, müſſen ſolche 
grundſätzlich aufgeſtellt, und wo die Satzungen un⸗ 
vollſtändig ſind, müſſen ſie ergänzt werden. Ander⸗ 
ſeits läßt es ſich nicht verkennen, daß dieſe Schwie⸗ 
rigkeiten mancher Körperſchaft es unmöglich machen 
würden, in den Genuß der Steuerbefreiung zu ge⸗ 
langen. Es iſt daher von verſchiedenen Seiten eine 
Erleichterung im Verwaltungsweg an⸗ 
geregt worden. Dieſe Erleichterung ſoll darauf 
hinauslaufen, daß die Zwecke der Vermögensverwen⸗ 
dung erſt im Zeitpunkt der Auflöſung oder des Weg⸗ 
falls der bisherigen Zwecke beſtimmter feſtgelegt zu 
werden brauchen. Hierbei iſt u. a. an die Ein⸗ 
ſchaltung des Finanzamts im Fall der 
Auflöſung und an eine Nachholung der 
Beſteuerung für die zurückliegende Zeit 
für den Fall gedacht, daß das Vermögen in Zukunft 
zu anderen als ſteuerbegünſtigten Zwecken verwendet 
werden ſoll. Inwieweit dieſen Anregungen gefolgt 
werden kann, läßt ſich noch nicht völlig überſehen. 
In der Praxis haben ſich jedenfalls verſchiedene Fi⸗ 
nanzämter ſchon mit einem ähnlichen Verfahren 
geholfen. 

Für die Oſtmark ergeben ſich aus dieſen 
Satzungserforderniſſen in der Übergangszeit 
beſondere Schwierigkeiten dadurch, daß 
das Körperſchaftſteuergeſetz bereits rückwirkend für 
die Veranlagung für 1938 eingeführt iſt. Die 
Satzungserforderniſſe des Deutſchen Körperſchaft⸗ 
ſteuerrechts ſind in der Regel ſtrenger als die An⸗ 
forderungen nach der bisherigen öſterreichiſchen 
Übung. Eine Umſtellung für 1938 iſt rückwirkend 
nicht mehr möglich. Viele Körperſchaften, die bis- 
her durch Anordnung des Bundesminiſteriums für 
Finanzen ſteuerlich begünſtigt waren, würden allein 
wegen dieſer Satzungsmängel die Steuerbefreiung 
nicht mehr in Anſpruch nehmen können. Das gleiche 
gilt für eine ganze Reihe anderer Körperſchaften, 
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die zwar bisher nicht begünſtigt waren, aber — ab» 
geſehen von den Satzungserforderniſſen — die Vor⸗ 
ausſetzungen für die Steuerbefreiung nach dem Deut- 
ſchen Körperſchaftſteuergeſetz im Kalenderjahr 1938 
erfüllt haben würden. 

Trotz dieſer Schwierigkeiten iſt aber wohl nicht 
anzunehmen, daß für die Veranlagung in der Djt- 
mark noch Überleitungsbeftimmungen für 
die ſteuerliche Behandlung der gemeinnützigen und 
mildtätigen Körperſchaften ergehen werden. Ins- 
beſondere iſt nicht damit zu rechnen, daß die 
durch das Bundesminiſterium erteilten 
und mit der Einführung des Körperſchaftſteuerge— 
ſetzes hinfällig gewordenen Steuerbefreiun⸗ 
gen und Steuerbegünſtigungen im Über- 
gangsweg aufrecht erhalten bleiben. 
Dieſe Befreiungen tragen zu einem großen Teil noch 
ſehr den Stempel des überwundenen Syſtems. 
Steuerbefreiung wegen Gemeinnützigkeit oder Mild- 
tätigkeit kann daher bei der Veranlagung für 1938 
grundſätzlich nur dann in Anſpruch ge- 
nommen werden, wenn die Voraus- 
ſetzungen des Körperſchaftſteuerge⸗ 
ſetzes erfüllt ſind. Es erſcheint aber wohl ver⸗ 
tretbar, daß in beſonders begründeten Fällen fol- 
chen Körperſchaften, die lediglich wegen Fehlens 
formaler Vorausſetzungen, alſo beſonders wegen 
mangelhafter Satzungen, nicht in den Genuß der 
Steuerbefreiung gelangen würden, dieſe nicht ver- 
ſagt wird, ſofern im übrigen die Vorausſetzungen 
erfüllt ſind. Allerdings würde wohl zu verlangen 
ſein, daß die betreffenden Körperſchaften die 
Satzungsmängel ſpäteſtens bis Ende 
des Ralenderjahrs 1939 beheben. 

Neu und nicht ganz einfach ſind für den Veran⸗ 
lagungsbeamten in der Oſtmark auch die Zweifels 
fragen, die ſich an die Abgrenzung des Begriffs 
des wirtſchaftlichen Geſchäftsbetriebs 
knüpfen. 

Gemeinnützige und mildtätige Körperſchaften ge- 
nießen zwar Befreiung von der Körperſchaftſteuer, 
wenn ſie die Vorausſetzungen hierfür erfüllen. Sie 
find aber inſoweit ſteuerpflichtig, als fie einen 
wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb un- 
terhalten, der über den Rahmen einer Ver- 
mögensverwaltung hinausgeht (3. B. ein gemein- 
nütziger Sportverein unterhält einen Kantinenbetrieb). 
Der Begriff des wirtſchaftlichen Geſchäftsbetriebs 
iſt in 8 11 der Erſten KSt DO näher umriſſen. 

Der innere Grund für dieſe Regelung liegt in 
dem ſeit der Steuerreform von 1934 immer ſtärker 
betonten Beſtreben, gleiche Wettbewerbs ⸗ 
verhältniſſe dort zu ſchaffen, wo jemand ſich 
am allgemeinen wirtſchaftlichen Verkehr beteiligt. 

Die Unterhaltung eines wirtſchaftlichen Ge- 
ſchäftsbetriebs ſchließt aber die Steuerbefreiung nicht 
aus, ſondern engt fie nur ein („inſoweit“). Die 
Steuerbefreiung würde nur dann überhaupt ausge⸗ 
ſchloſſen ſein, wenn der wirtſchaftliche Geſchäfts⸗ 
betrieb einen ſolchen Umfang und eine ſolche Bedeu- 
tung annimmt, daß man nicht mehr von aus ⸗ 
ſchließlicher Verfolgung der ſteuerbegünſtigten 
Zwecke reden kann. Die Körperſchaft würde ſich in 
einem ſolchen Fall vorwiegend eigenwirtſchaft⸗ 
lichen Zwecken widmen (Hinweis auf 817 Abſatz 5 
StAnpG). 


Es gibt anderſeits eine Reihe von ſteuerbegün⸗ 
ſtigten Beſtrebungen, die ſich überhaupt nur durch 
einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb erreichen 
laſſen. Als Beiſpiel mag der Betrieb eines Kranken- 
hauſes dienen. Die Betreuung von Kranken und 
damit die Förderung der Geſundheitspflege iſt ohne 
Zweifel gemeinnützig. Eine Vereinigung, die ſich 
dieſes Ziel geſetzt hat, kann es aber im großen und 
ganzen nur durch den Betrieb eines Krankenhauſes 
erreichen. Der Betrieb eines Krankenhauſes iſt aber 
ein wirtſchaftlicher Geſchäftsbetrieb im Sinn des 
§ 11 Abſatz 1 der Erſten KSt DO. Die Vereini- 
gung würde daher mit den Einkünften aus dem 
Krankenhausbetrieb ſteuerpflichtig ſein. 

Dieſes Ergebnis wäre unbefriedi⸗ 
gend. Es würde damit letzten Endes eine Ein- 
ſchränkung der gemeinnützigen Betätigung auf wich— 
tigen Gebieten erreicht werden. 

Die Verwaltung und die Rechtſprechung haben 
daher für dieſe Fälle einen Ausweg geſucht und ge— 
funden (Hinweis auf das Urteil des RH vom 
24. Juli 1937, RStBl. 1937 S. 1103). Steuer- 
lich unſchädlich ſoll ein wirtſchaftlicher Ge— 
ſchäftsbetrieb dann ſein, wenn er unmittelbar 
der Verwirklichung der fteuerbegün- 
ſtigten Zwecke dient und wenn dieſer fteuer- 
begünſtigte Zweck nicht anders als durch die- 
ſen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb 
erreicht werden kann. Bei Beurteilung der 
Frage, ob dieſe Vorausſetzungen gegeben ſind, muß 
allerdings der Geſichtspunkt des Wettbe⸗ 
werbs in den Vordergrund geſtellt wer⸗ 
den. Der Maßſtab, der für die Entſcheidung dieſer 
Frage anzulegen iſt, muß ein ſehr ſtrenger ſein und 
fi) immer den beſonderen Verhältniſſen des ein- 
zelnen Falls anpaſſen. Für Krankenhäuſer, bei 
denen der Wettbewerb immerhin eine gewiſſe Rolle 
ſpielt, hat die Rechtſprechung die bezeichneten Bor» 
ausſetzungen dann als gegeben erachtet, wenn ſie 
in beſonderem Maß der minderbemit- 
telten Bevölkerung dienen (Hinweis auf die 
Regelung in $ 8 der Zweiten GewSt DO). Auch 
in anderen Fällen haben die Verwaltung und die 
Rechtſprechung mit Hilfe dieſer Grundſätze wieder- 
holt eine befriedigende und dem Volksempfinden ger 
rechtwerdende Trennung zwiſchen ſteuerlich ſchäd⸗ 
lichen und ſteuerlich unſchädlichen wirtſchaftlichen Ge⸗ 
ſchäftsbetrieben vornehmen können. Es ſoll hier nur 
auf die Urteile des Rc vom 24. 9. 1937, RStBl. 
1937 S. 1104 (Verſorgung Minderbemittelter mit 
billiger Verpflegung), vom 27. 11. 1937, RStBl. 
1938 S. 35 (Sonntagsblatt) und vom 28. 1. 1939, 
RStBl. 1939 S. 545 (Kriegsblindenvereine) hinge⸗ 
wieſen werden. 


8. Gemeinnützige Wohnungsunternehmungen 

Nach öſterreichiſchem Recht genoſſen ge⸗ 
meinnützige Bauvereinigungen und Wohnungsunter⸗ 
nehmungen eine begünſtigte ſteuerliche Behandlung. 
Die Vorausſetzungen ſind im Perſonalſteuergeſetz 
ſelbſt nur zum Teil geregelt. Die Einzelheiten fin⸗ 
den ſich in einer Anzahl ergänzender Vorſchriften. 

8 12 der Erſten KStDVoO gemäß ſind ge⸗ 
meinnützige Wohnungs⸗, Siedlungs- 
und Heimſtättenunternehmungen von 
der Körperſchaftſteuer befreit, wenn ſie von den 
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hierfür zuſtändigen Behörden als gemeinnützig 
anerkannt worden ſind. Das Finanzamt iſt da- 
mit einer Nachprüfung, ob die Vorausſetzungen für 
die Steuerbefreiung im einzelnen Fall erfüllt find, 
enthoben. Es iſt an die Entſcheidung der jeweils 
zuſtändigen Behörde gebunden (Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt 6). 

Cine beſonders große Bedeutung kommt in die⸗ 
ſem Rahmen den auf Grund der Gemeinnützigkeits⸗ 
verordnung vom 1. Dezember 1930 (RG Bl. I S. 593) 
und der ſie ergänzenden Vorſchriften als gemein- 
nützig anerkannten Wohnungsunternehmun⸗ 
gen zu. Es handelt ſich hier um Unternehmungen, 
die ſich ſatzungsgemäß und tatſächlich mit dem Bau 
bon Kleinwohnungen in eigenem Namen be⸗ 
ſaſſen. Als Kleinwohnungen in dieſem Sinn gelten 
nur ſolche Wohnungen, die eine nutzbare Wohn⸗ 
Ey von höchſtens 75 qm haben (Artikel 9 
Rh ausführungsverordnung vom 20. März 1931, 
ae S. 73). Die Anertennun g erfolgt 
rd die oberſte Landesbehörde oder eine von ihr 
Ken Behörde. In der Regel tft dies der Re⸗ 
e en: Der zuſtändige Ober⸗ 
Ge ee iſt ſtets an dem Verfahren 
Reiche a Die Anerkennung wirkt für das ganze 
oder: ſind = Gegen die Verſagung der Anerken⸗ 
rare echtsmittel gegeben. Die Ent- 
ene ng der Anerkennung iſt unter be⸗ 
ſtimmten Vorausſetzungen möglich. 


In der Oſtmark iſt di i 
5 e Gemeinnützig⸗ 
beits verordnung bisher noch nicht ein 


geführt worden. Die i 
des Altreichs werden der er 


fung unterzogen und 

in der Oſtmark in Br 
iſt ſomit die Vorſchrift 

zunächſt noch gegenſtands los 
anzunehmen, daß ö i 
geltenden, der 
ſprechenden Steuerhegi 


gangszeit, alſo bis zur Einf 

Gemeinnützigleitsverorbuang hm ch 82 1 
behalten. Das wird nicht nur für die Be 
ſetzungen, ſondern auch für das Ausmaß der Steuer- 
begünſtigung zu gelten haben. 


9. Orden und Kongregationen 


Es erſcheint angebracht, in dieſem Zuſammen⸗ 


hang kurz die Beſt 
F euerung de 
gregationen zu ſtreifen. g der Orden und Kon- 


Veſteuerune be der eich chem Recht erſolgt die 
er de a. Vereinigungen in der Weiſe, daß 
hauſes anf n jedes einzelnen Ordens⸗ 
mäßig auf teirdens mitglieder gleich ⸗ 
en ‚geteilt. Mit den ſo ermittelten Ein⸗ 
lied 18 wurde jedes Ordensmit⸗ 
Wen ſeteuerſubfekt zur Einkom- 
im Inland eine Ern gen. Betrieb der Orden 
55 : »werbsunternehmung oder 
‚Die er eine auf Gewinn gerichtete Be- 
ſchäftigung aus (z. B. Brauerei, Weinhandel 

rtrag eines ſolchen We- 
Erwerbſteuer un⸗ 
aftſteuer kam dem⸗ 


nach nach öſterreichiſchem Recht nicht in 
Betracht. 

Nach Altreichsrecht iſt es anders. Or 
den, Klöſter, Kongregationen und ähnliche konfeſſio⸗ 
nelle Vereinigungen werden mit ihren fteuerpflich- 
tigen Einkünften ſelbſt zur Steuerleiſtung, und 
zwar zur Körperſchaftſteuer herangezo⸗ 
gen. Auf die Einzelheiten, insbeſondere auf die 
Richtlinien der Betriebsprüfung, ſoll in dieſem Rah⸗ 
men nicht eingegangen werden. Die Rechtsentwick⸗ 
lung iſt auf dieſem Gebiet gegenwärtig noch in 
vollem Fluß. Es iſt jedoch feſtzuſtellen, daß eine 
Verteilung des Einkommens der Orden uſw. auf die 
einzelnen Ordensmitglieder im Sinn der bisheri- 
gen öſterreichiſchen Beſtimmungen be⸗ 
reits für die Veranlagung für 1938 
nicht mehr in Betracht kommt. 


10. Penſions⸗ und Unterſtützungskaſſen 


Zum Schluß ſoll ein Gebiet geſtreift werden, 
das nicht nur im Altreich, ſondern auch in der Oft- 
mark mit dem zunehmenden Wirtſchaftsaufſchwung 
und dem Streben des nationalſozialiſtiſchen Staats 
nach beſſerer Zukunftsſicherung des arbeitenden Men⸗ 
ſchens eine zunehmende Bedeutung gewinnt. 
Es handelt ſich um das Gebiet der zuſätzlichen 
betrieblichen Gefolgſchaftsfürſorge. 

Auch nach öſterreichiſchem Recht waren 
die von Unternehmern für ihre Arbeiter und Ange⸗ 
ſtellten errichteten Fonds, die die Verſicherung für 
Fälle der Krankheit, Invalidität und des Alters oder 
die Zahlung von Witwen- und Waiſenrenten u. ä. 
zum Gegenſtand hatten, ſteuerlich begünſtigt. Die 
Begünſtigung konnte durch das Bundesfinanzminiſte⸗ 
rium auf andere Berufskreiſe ausgedehnt werden. 

§ 4 Abſ. 1 Ziffer 7 KStG gemäß ſind rechts⸗ 
fähige Penſions⸗, Witwen⸗, Waiſen⸗, Sterbe⸗, Kran⸗ 
ken⸗ und Unterſtützungskaſſen und ſonſtige rechts⸗ 
fähige Hilfskaſſen für Fälle der Not oder Arbeits- 
loſigkeit nach näherer Anordnung des Reichsminiſters 
der Finanzen von der Körperſchaftſteuer befreit. 
Die näheren Anordnungen finden ſich in den 88 13 
bis 17 der Erſten KStDVD und in dem Rdß⸗ 
Erlaß vom 15. 12. 1939, RStBl. 1938 S. 1181. Bis⸗ 
her ſind dieſe Beſtimmungen im großen und ganzen 
noch nicht praktiſch geworden, da für die jett 
längerer Zeit beſtehenden Kaſſen die Vorſchrift des 
89 Abi. 1 Ziffer 10 KStG vom 10. Auguſt 1925 
im Weg der Übergangsregelung aufrecht 
erhalten worden iſt. Durch den vorbezeichneten NdF- 
Erlaß ſind die noch offenen grundſätzlichen Fragen 
der Steuerbefreiung für dieſe Kaſſen zu einem ge⸗ 
wiſſen Abſchluß gebracht worden. Die Übergangs- 
regelung iſt daher bis zur Veranlagung für 
1939 begrenzt worden. Auch im Altreich bildet 
die Handhabung der Steuerbefreiungsvorſchriften für 
Penſions⸗ und Unterſtützungskaſſen zum großen Teil 
noch Neuland für den Veranlagungs⸗ 
beamten. 

Auf die Einzelheiten der Regelung ſoll hier 
nicht näher eingegangen werden (Hinweis auf den 
Aufſatz des Verfaſſers in DSt3 1939 Nr. 3). Es 
ſollen nur die wichtigſten Geſichtspunkte 
kurz angedeutet werden: 

a) Begünſtigt find nur die in 8 4 A bſ. 1 Bif- 
fer 7 KStG aufgeführten Zwecke. Der 
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Kreis der begünſtigten Zwecke beſchränkt ſich 
danach im weſentlichen auf das Gebiet, das auch 
die geſetzliche Sozialverſicherung zum Gegenſtand 
hat. Sonſtige der Gefolgſchaftsfürſorge die⸗ 
nende Einrichtungen (4. B. Kd ⸗Kaſſen) find 
auf Grund des 8 4 Abſ. 1 Ziffer 7 KStG nicht 
begünſtigt, ſondern nach allgemein ſteuer⸗ 
lichen Geſichtspunkten zu beurteilen. 

b) Begünſtigt ſind nur rechtsfähige Kaſſen 
(8 13 der Erſten KStDVO). Das bedeutet ge⸗ 
genüber den Beſtimmungen des KStG 1925 
einen weſentlichen Fortſchritt. Es ſoll damit ein 
gewiſſes Maß von Sicherheit dafür gebo⸗ 
ten werden, daß die für die Gefolgſchaftsfür⸗ 
ſorge beſtimmte Vermögensmaſſe weder durch 
Zugriffe des hinter der Kaſſe ſtehenden Unter⸗ 
nehmers noch durch Zugriffe der Gläubiger des 
Unternehmers gefährdet wird. 

e) Begünſtigt ſind grundſätzlich nur die ſog. Werk⸗ 
und die Konzernkaſſen (8 13 Ziffer 1 
der Erſten KSt VO). Seit dem Rd Erlaß 
vom 15. 12. 1938 können aber auch Gruppen- 
kaſſen in begründeten Fällen auf Antrag 
durch Einzelerlaß des Rd Steuerbefreiung er⸗ 
langen. Gruppenkaſſen ſind ſolche Kaſſen, deren 
Träger Geſchäftsbetriebe desſelben 
Wirtſchaftszweigs ſind (3. B. eine Kaſſe 
für alle Betriebe des Bankgewerbes). Dieſe Er⸗ 
weiterung dient der beſſeren Freizügigkeit der 
Gefolgſchaftsangehörigen und ermöglicht 
auch kleineren Betrieben den An⸗ 
ſchluß an eine Fürſorgeeinrichtung. 

d) Im übrigen iſt zu unterſcheiden, zwiſchen fol 
chen Kaſſen, die einen Rechtsanſpruch auf 
ihre Leiſtungen gewähren und ſolchen, die 
dies nicht tun. Die erſten müſſen als Ver⸗ 
ſicherungsunternehmungen aufgezo⸗ 
gen fein (8 14 Ziffer 1 der Erſten KSt DO), 
da ſich nur auf dieſem Weg die wohlerworbenen 
Anſprüche der Gefolgſchaft genügend ſichern 
laſſen. Die Kaſſen ohne Rechtsanſpruch kön⸗ 
nen dagegen jede beliebige Rechtsform (z. B. 
des eingetragenen Vereins, der rechtsfähigen 
Stiftung oder der GmbH.) wählen. Sie unter⸗ 
ſtehen keiner beſonderen Aufſicht. Es iſt ledig⸗ 
lich beſtimmt, daß die ausſchließliche und un⸗ 
mittelbare Verwendung ihres Vermögens und 
ihre Einkünfte für die ſteuerbegünſtigten Zwecke 
ſatzungsgemäß und tatſächlich genügend ge⸗ 
ſichert ſein muß. Laufende Leiſtungen 
(alſo insbeſondere Altersrenten), die bisher nur 
den Kaſſen mit Rechtsanſpruch vorbehalten 
waren, find ſeit dem Rdð Erlaß vom 15. 12. 1938 
auch den Kaſſen ohne Rechtsanſpruch, die zu⸗ 
nächſt als bloße Unterſtützungskaſſen für ein⸗ 
zelne Notfälle gedacht waren, geſtattet. 


Da die Veranlagung zur Körperſchaftſteuer be- 
reits rückwirkend für 1938 nach dem Deutſchen Kör⸗ 
perſchaftſteuergeſetz erfolgt, iſt es den öſterrei⸗ 
chiſchen Unternehmern nicht möglich, 
ihre der Gefolgſchaftsfürſorge dienenden Einrichtun⸗ 
gen rechtzeitig auf die zum Teil ſtrengeren Voraus- 
ſetzungen des Altreichrechts umzuſtellen. Es 
iſt daher angeregt worden, daß die bisherigen 
öſterreichiſchen Vorſchriften für die 


übergangszeit für die bereits beſtehen⸗ 
den Einrichtungen weiter gelten ſollen. 
Damit würden die nach den öſterreichiſchen Vor⸗ 
ſchriften ſteuerbegünſtigten Vereinigungen und Fonds 
auch bei der Körperſchaftſteuerveranlagung für 1938 
und 1939 ſteuerfrei zu behandeln ſein. Falls eine 
Regelung in dieſem Sinn erfolgen ſollte, wird man 
verlangen müſſen, daß dieſe Einrichtungen ſich auf 
die Vorausſetzungen des Körperſchaftſteuergeſetzes 
und der ergänzenden Vorſchriften ſpäteſtens bis 
zum Ende des Kalenderjahrs 1939 um» 
ſtellen und daß neu zu gründende Kaſſen 
von vornherein dieſe Vorausſetzungen erfüllen 
müſſen. 


11. Zuwendungen an ſoziale Kaſſen 

Die Steuerbefreiungsvorſchriften für Penfiond- 
und Unterſtützungskaſſen finden ihre notwendige 
Ergänzung in den Beſtimmungen über die ſteuer⸗ 
liche Behandlung von Zuwendungen an dieſe 
Kaſſen. 

Zuwendungen an ſolche der Gefolgſchaftsfürſorge 
dienende Einrichtungen waren nach öſterre i- 
chiſchem Recht ſteuerlich begünſtigt. Sie 
bildeten unter beſtimmten Vorausſetzungen eine Ab— 
zugspoſt. 

Nach Altreichrecht iſt für die Behandlung 
von Zuwendungen an Penſions- und Unterſtützungs⸗ 
kaſſen des Betriebs eines Steuerpflichtigen Ab⸗ 
ſchnitt 3 des No Erlaſſes vom 15. 12. 1938 maß⸗ 
gebend. Danach find ſolche Zuwendungen als ab- 
zugsfähige Betriebsausgaben zu behan⸗ 
deln, die an eine ſteuerbefreite Kaſſe erfolgen. 
Sie müſſen ſich jedoch in angemeſſenem Ra h⸗ 
men halten. Zuwendungen ſind daher nur inſoweit 
abzugsfähig, als ſie 20 v. H. der Lohn⸗ un d 
Gehaltsſumme, die der Steuerpflichtige im 
Jahr der Zuwendung für die Leiſtungsberechtigten 
der Kaſſe aufwendet, nicht überfteigen. Der 
Abzug wird nur dann gewährt, wenn die Zuwen⸗ 
dung in dem der Einkommensermittlung 
zugrunde liegenden Wirtſchaftsjahr 
oder in unmittelbarem Anſchluß an die 
Feſtſtellung des Geſchäftsergebniſſes 
des betreffenden Wirtſchaftjahrs erfolgt 
und wenn ſpäteſtens in dieſem Zeitpunkt alle Vor⸗ 
ausſetzungen für die Steuerbefreiung der Kaſſe er⸗ 
füllt find. Zuwendungen an Kaſſen, die n icht 
ſteuerbefreit ſind, bilden Betriebsausgaben 
nur in der Höhe, in der aus der Kaſſe in dem⸗ 
ſelben Wirtſchaftsjahr Leiſtungen tatſächlich 
gewährt worden ſind. 

Dieſe Grundſätze bilden ein weitgehendes 
Entgegenkommen gegenüber den Wünſchen der 
Steuerpflichtigen, die ſich ſozial betätigen wollen. 
Sie find im Altreich nach dem Rd Erlaß vom 
15. 12. 1938 von der Veranlagung für 1939 
ab anzuwenden. Es iſt vielfach der Wunſch ge 
äußert worden, ſie in der Oſtmark bereits 
bei der Veranlagung für 1938 gelten zu 
laſſen. Falls dieſem Wunſch entſprochen werden 
ſollte, würde die Abzugsfähigkeit auch für Zuwen⸗ 
dungen an ſolche Kaſſen gelten müſſen, die im Weg 
der Übergangsregelung nach bisherigem öſterrei⸗ 
chiſchem Recht ihre Steuerbefreiung etwa beibe⸗ 
halten ſollten (Hinweis auf Abſchnitt 10). 
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12. Schlußbemerkung 


Die vorſtehenden Ausführungen haben ſich im 
weſentlichen auf die perſönliche Steuerpflicht 
und die perſönlichen Steuerbefreiungen und 
Steuerbegünſtigten beſchränkt, da hier die Überlei⸗ 
tung von dem bisherigen öſterreichiſchen Recht zum 
Altreichsrecht einige Übergangsbeſtimmun⸗ 
gen erfordert. 

Hinſichtlich der ſachlichen Steuerbefreiungen 
und Steuerbegünſtigungen wird die Umſtellung von 
dem bisherigen öſterreichiſchen Recht auf das Reichs⸗ 
recht vorausſichtlich noch weniger Schwierig⸗ 
heiten bereiten, da auch hier weitgehende 
a bereinftimmung zwiſchen den entſprechenden 
Beſtimmungen beſteht (Hinweis auf den Aufſatz von 
Zülow in DStZ 1939 Nr. J). 

Durch 8 1 Ziffer 10 der Siebenten Verordnung 
er Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften im 
Land Ofterreich vom 17. Dezember 1938 iſt in der 
a auch die Steuerbefreiungsvor⸗ 

Hrift des 83 des Geſetzes über Steuer- 


d 


erleichterungen vom 15. Juli 1933 (RGBl. I 
S. 491) eingeführt worden. Dieſe Vorſchrift be⸗ 
ſchränkt ſich allerdings nicht allein auf die Körper⸗ 
ſchaftſteuer. Sie gibt dem Reichsminiſter der Fi⸗ 
nanzen die Ermächtigung, beſtimmte Unter⸗ 
nehmungen ganz oder teilweiſe von den 
laufenden Steuern zu befreien. Es muß 
ſich um Unternehmungen handeln, die neue Her⸗ 
ſtellungsverfahren entwickeln und in 
der Gütererzeugung anwenden oder die 
neuartige Erzeugniſſe herſtellen. Vor⸗ 
ausſetzung für die Steuerbefreiung iſt, daß für die 
neuen Verfahren oder Erzeugniſſe ein überra⸗ 
gendes Bedürfnis der geſamten deut⸗ 
ſchen Volkswirtſchaft beſteht und daß die 
Freiſtellung von Steuern nicht zu einem un⸗ 
mittelbaren Wettbewerb mit Unternehmun⸗ 
gen führt, die am 15. Juli 1933 in der Deutſchen Volks⸗ 
wirtſchaft bereits beſtanden haben. Vorausſetzungen 
und Verfahren find ausführlich in dem Roß Erlaß 
vom 20. 8. 1933 (RStBL 1933 S. 832) dargeſtellt. 


Zur einkommensteuerlichen Behandlung 
ss Ausscheidens von Gesellschaftern aus Personengesellschaften 


V 1 
on Regierungsrat Dr. Dr. Lenski, Lehrer an der Reichsfinanzschule Ilmenau 


STEH aht 


1. Allgemeines, 


2. Vehandlung einer feſten Abfindung über dem 
Nennbetrag des Kapitalkontos, 


1. Allgemeines 


Der Beſtand der 
ſchaften iſt e 
ſchafter kann ſterben und 


ilhaber von Perſonengeſell⸗ 
= en Ein Geſell⸗ 
eidet dadurch zwangsläufig 
fel e aus. In vielen Fällen löſen Ge⸗ 
Wers 5 Penn ihr Vertragsverhältnis zu 
Ge eſellſchaftern aus irgendwelchen 
Scheidet ein Geſellſchafter freiwilli 
i g oder 
Bie od aus der Geſellſchaft aus, ſo wird die Ge⸗ 
a en ‚allgemeinen nach bürgerlichem Recht da⸗ 
2 aeg wenn nicht etwas anderes vereinbart 
bu das Einkommenſteuerrecht iſt in Abweichung 
De m bürgerlichen Recht nach dem RFZH-Urteil vom 
Fr im 1931 VITA 1017/31 davon auszugehen, 
8 775 eines Geſellſchafters die Auflöſung der 
Geſelſcaft grundſätzlich nicht zur Folge hat, wenn die 
aft tatſächlich fortgeführt wird. Das 


gleiche gilt fi Sa 5 g 
ka ala das freiwillige Ausſcheiden eines Ge⸗ 


Das Aus 


ters ſtellt n eines Geſellſchaf⸗ 


für die verbleibenden Geſell 
an 15 Betriebsvor fall 152 05 er 
Ausſcheidens r m allgemeinen auf den Zeitpunkt des 
a m che Geivinnfeiftellung vor⸗ 
I. FH⸗Urteil ö 
VI a Se 1938 S. 71s if Hierzu gefant: 
„Nach der bisherigen Rech 
8 N i Rechtſpre 8 . 
55 18 Ausſcheiden von 1 — ie 
96 lediglich einen Geſchäftsvorfall im Betrieb des 
oder der verbleibenden G 8 


j eſellſchafter. Es ift 
Sonderfällen abgeſehen, weder für den Beitbunft 


3. Behandlung einer feſten Abfindung unter dem Nenn⸗ 
betrag des Kapitalkontos, 

4. Abfindung in Renten, 

5. Abfindung durch Gewinnbeteiligung, 


des Ausſcheidens der Geſellſchafter eine einheitliche 
Gewinnfeſtſtellung durchzuführen, noch iſt der Ge⸗ 
winnanteil der im Lauf des Geſchäftsjahrs aus⸗ 
ſcheidenden Geſellſchafter bei einer einheitlichen Ge⸗ 
winnfeſtſtellung zu berückſichtigen.“ 


Als Zeitpunkt des Ausſcheidens eines 
Teilhabers kann von den Geſellſchaftern nicht willkür⸗ 
lich ein anderer Tag als der wirkliche Tag des Aus- 
ſcheidens beſtimmt werden. Für die Einkommen- 
beſteuerung ſind die tatſächlichen Verhältniſſe maß⸗ 
gebend. Vordatierungen und Rückdatierungen ſind 
ebenſo wie bei der Entſtehung von Perſonengeſellſchaf⸗ 
ten im allgemeinen unbeachtlich. In der Zuſtimmung 
eines Geſellſchafters zu einem Vertrag, wonach das 
Ausſcheiden des Teilhabers auf einen früheren Zeit⸗ 
punkt als den wirklichen Tag des Ausſcheidens zurück⸗ 
bezogen werden ſoll, kann aber ein Verzicht des Geſell⸗ 
ſchafters auf einen Teil des ihm erwachſenen Gewinns 
zugunſten der anderen Geſellſchafter erblickt werden. 


Das Ausſcheiden eines Teilhabers ſtellt für die 
verbleibenden Geſellſchafter, wie oben erwähnt, nur 
einen Betriebsvorfall dar. Ihre Geſellſchaft wird durch 
das Ausſcheiden des Mitgeſellſchafters alſo nicht auf⸗ 
gelöſt. Beſtand eine Geſellſchaft nur aus zwei Geſell⸗ 
ſchaftern, ſo wird das Unternehmen durch das Aus⸗ 
ſcheiden des einen Teilhaber in ein Einzelunter⸗ 
nehmen umgewandelt. Auch hier liegt nicht die Auf⸗ 
gabe des von der Perſonengeſellſchaft betriebenen Ge⸗ 
ſchäfts und die Begründung eines neuen Geſchäfts 
durch den verbliebenen Geſellſchafter, ſondern die 
Fortführung des bisherigen Geſchäfts 
in der Form des Einzelunternehmens vor. Die Auf- 
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löſung des Geſellſchaftsverhältniſſes bedeutet für den 
verbliebenen Geſellſchafter deshalb nur eine Maß⸗ 
nahme innerhalb ſeines Geſchäftsbetriebs. 

Bei dem Ausſcheiden eines Teilhabers aus einer 
Geſellſchaft, die nur aus zwei Mitunternehmern be- 
ſteht, tauchen die gleichen Rechtsfragen auf 
wie bei dem Ausſcheiden eines Geſellſchafters aus 
einer Geſellſchaft mit mehr als zwei Teilhabern. In 
den folgenden Ausführungen wird im allgemeinen 
von ſolchen Fällen ausgegangen, in denen eine Geſell⸗ 
ſchaft auch nach dem Ausſcheiden eines Teilhabers als 
Geſellſchaft fortbeſteht. Es iſt dabei zu beachten, daß 
die Ausführungen in genau der gleichen Weiſe für 
ſolche Fälle gelten, in denen die Geſellſchaft durch das 
Ausſcheiden eines Teilhabers in ein Einzelunterneh⸗ 
men umgewandelt wird. 


Iſt das Ausſcheiden eines Teilhabers für den oder 
die verbleibenden Geſellſchafter nur ein Betriebsvor⸗ 
fall, ſo iſt für ſie eine an den ausſcheidenden Geſell⸗ 
ſchafter gezahlte Abfindung zunächſt eine Be⸗ 
triebsausgabe. Die Behandlung dieſer Betriebs⸗ 
ausgaben iſt verſchieden, je nachdem aus welchen 
Gründen und in welcher Form die Abfindungen ge— 
zahlt werden. Der Form nach ſind Abfindungen durch 
einen feſten Betrag, Abfindungen durch Renten und 
Abfindungen durch Gewinnbeteiligung zu unterſchei⸗ 
den. Bei den feſten Abfindungen iſt die Sachlage 
weiter danach verſchieden zu beurteilen, ob der aus⸗ 
ſcheidende Geſellſchafter eine Abfindung über oder 
unter dem Nennbetrag ſeines Kapitalkontos erhält. 


2. Behandlung einer feſten Abfindung über dem 
Nennbetrag des Kapitalkontos 

Scheidet ein Geſellſchafter gegen eine Abfindung 
aus, ſo erwerben die verbleibenden Geſellſchafter da⸗ 
durch den Anteil des ausſcheidenden Teilhabers an den 
Wirtſchaftsgütern des Betriebsvermögens für den Be⸗ 
trag der Abfindung. Entſpricht die Abfindung dem 
Nennbetrag des Kapitalkontos des ausgeſchiedenen 
Geſellſchafters, fo iſt einkommenſteuerlich nichts zu ver⸗ 
anlaſſen. Die Abfindungszahlung bewirkt dann für 
die Geſellſchaft bilanzmäßig weder einen Gewinn noch 
einen Verluſt. 

Anders liegen die Verhältniſſe, wenn ein aus- 
ſcheidender Geſellſchafter eine Abfindung erhält, die 
über dem Nennbetrag ſeines Kapital⸗ 
kontos liegt. Hier muß ſich die Abfindung für die 
Geſellſchaft als Verluſt auswirken, wenn nicht zum 
Ausgleich derjenige Teil der Abfindung, der über dem 
Nennbetrag des Kapitalkontos liegt, aktiviert wird. 
Es entſteht die Frage, ob eine Aktivierung des Mehr- 
betrags vorzunehmen iſt und gegebenenfalls in welcher 
Weiſe. 

Eine Aktivierungspflicht iſt für alle diejenigen 
Fälle zu bejahen, in denen der Anteil des ausgeſchiede⸗ 
nen Geſellſchafters an den Wirtſchaftsgütern des Be⸗ 
triebsvermögens mehr wert iſt als den bloßen Nenn⸗ 
betrag des Kapitalkontos. Die verbliebenen Geſell⸗ 
ſchafter haben durch den Erwerb des Anteils Werte 
erlangt, die über den bisherigen Buchwerten liegen. 
Für dieſe Mehrwerte haben die verbliebenen Ge⸗ 
ſellſchafter den Mehrbetrag der Abfindung aufgewen⸗ 
det. Die Geſellſchafter dürfen deshalb den Mehrbetrag 
der Abfindung nicht als Betriebsausgabe buchen, ſon⸗ 
dern müſſen den Mehrbetrag aktivieren, 


weil der Mehrbetrag Anſchaffungskoſten für Anteile 
an Wirtſchaftsgütern darſtellt. 

Im allgemeinen iſt davon auszugehen, daß die 
verbliebenen Geſellſchafter dem ausgeſchiedenen Teil⸗ 
haber nur deswegen mehr als den Nennbetrag ſeines 
Kapitalkontos gezahlt haben, weil ihnen der Anteil 
einen höheren Wert zu haben ſchien. Das iſt 
jedenfalls immer dann anzunehmen, wenn der aus⸗ 
geſchiedene Geſellſchafter nicht von den Mitgeſellſchaf⸗ 
tern darum zum Austritt gedrängt worden iſt, weil ſie 
ihn für eine wirtſchaftliche Belaſtung oder ſogar für 
eine Gefahr für das Weiterbeſtehen der Geſellſchaft 
hielten. 

Der Mehrbetrag der Abfindung iſt 
demnach regelmäßig ein Entgelt für den Anteil des 
ausgeſchiedenen Geſellſchafters an den ſtillen Nick 
lagen des Unternehmens und einem etwaigen in⸗ 
zwiſchen entſtandenen Geſchäftswert. Iſt einem aus⸗ 
geſchiedenen Geſellſchafter eine Abfindung gewährt 
worden, die über dem Nennbetrag ſeines Kapital- 
kontos liegt, fo iſt zuerſt zu prüfen, ob in den Anlage- 
gütern des Unternehmens ſtille Rücklagen 
ſtecken. Sind ſtille Rücklagen vorhanden, ſo iſt der 
Mehrbetrag der Abfindung einſchließlich der Ausein- 
anderſetzungskoſten bei den Anlagegütern zu akti⸗ 
vieren, deren Buchwerte hinter den Teilwerten zurück⸗ 
bleiben. Die Aktivierung darf aber nur anteilig er⸗ 
folgen, d. h. nur im Verhältnis des Kapitalkontos des 
ausgeſchiedenen Geſellſchafters zu den anderen Kapi⸗ 
talkonten. Von dem Unterſchied zwiſchen dem Buch⸗ 
wert und dem Teilwert eines Anlageguts darf alſo 
nur derjenige Teil infolge der Aktivierung der An- 
ſchaffungskoſten buchmäßig in Erſcheinung treten, der 
nach dem Stand der Kapitalkonten zum Vermögens— 
anteil des ausgeſchiedenen Geſellſchafters gehörte. 

Kann der Mehrbetrag der Abfindung nicht auf die 
bezeichnete Weiſe aktiviert werden, ſo iſt der Reſtbetrag 
als Betriebsbeſtehenswert zu aktivieren. Hinweis auf 
die R§H⸗Urteile vom 14. März 1928 VI A 489/97, 
RStBl. 1928 S. 116 und vom 27. April 1938 VI 208/88, 
RStBl. 1938 S. 662. 

Zur Abfindung gehören ſelbſtverſtändlich nicht 
nur Barzahlungen, Banküberweiſungen uſw., ſondern 
auch Zuwendungen von Sachwerten oder die 
Übernahme von Schulden des ausgeſchiedenen Geſell— 
ſchafters durch die Geſellſchaft. Hatte der ausgeſchie⸗ 
dene Geſellſchafter ein negatives Kapital- 
konto, ſo iſt auch der Verzicht der verbliebenen Ge⸗ 
ſellſchafter auf den Ausgleich des negativen Kapital- 
kontos als Teil der Abfindung anzuſehen. 

Zur Vermeidung der Aktivierung eines Geſchäfts- 
werts kann von den verbliebenen Geſellſchaftern nicht 
vorgebracht werden, der ausgeſchiedene Teilhaber 
habe deswegen als Abfindung mehr als den Nenn⸗ 
betrag ſeines Kapitalkontos erhalten, weil er für ſeine 
Arbeit im Betrieb der Geſellſchaft keine aus— 
reichende Vergütung erhalten habe. Dieſer Einwand 
würde gerade dafür ſprechen, daß in dem Betrieb ein 
Geſchäftswert vorhanden iſt. Hinweis auf das RF. 
Urteil vom 12. Auguſt 1936 VI A 545/86, RStBl. 
1936 S. 1083. 

In vielen Fällen wollen die verbliebenen Geſell⸗ 
ſchafter den auf die bezeichnete Weiſe aktivierten Ge⸗ 
ſchäftswert ſchon im folgenden Jahr oder in 
ſpäteren Jahren ganz oder teilweiſe wieder abſchrei⸗ 


Deutsche Steuer-Zeitung u. Wirtschaftlicher Beobachter / 28. Jahrg. / Nr. 25 24. Juni 1939 / S. 603 
— ———— u nn ms en . ———. un nern on] 


ben. Abſetzungen für Abnutzung vom Ge- 
ſchäftswert ſind grundſätzlich unzuläſſig. Abſchreibun⸗ 
gen auf den niedrigeren Teilwert ſind da⸗ 
gegen an ſich ſtatthaft. Eine Abſchreibung auf den 
niedrigeren Teilwert kann nach dem NFH-Urteil vom 
12. Auguſt 1936 VI A 545/36, RStBl. 1936 S. 1083 
dann vorgenommen werden, wenn der Geſamtwert 
des Unternehmens niedriger iſt als das geſamte aus 
der Bilanz ſich ergebende Kapital einſchließlich des 
Geſchäftswerts. 

Eine Aktivierung des Mehrbetrags 
der Abfindung iſt nicht in allen Fällen möglich und 
zuläſſig. Im allgemeinen iſt zwar anzunehmen, daß 
der Betrag, der über den Nennbetrag des Kapital- 
kontos hinaus gezahlt wird, ein Entgelt für den An⸗ 
teil des ausſcheidenden Geſellſchafters an den ſtillen 
nucklagen des Unternehmens oder an einem Geſchäfts⸗ 
2 0 darſtellt. Es iſt aber auch denkbar, daß durch den 
er der Abfindung, der über dem Nennbetrag des 
x ee liegt, Gegenwerte nicht erlangt werden 
— nach der Sachlage auch nicht in Betracht kommen. 
= n beſonders dann der Fall, wenn es fich bei dem 
186 chiedenen Geſellſchafter um einen ſogenannten 

j en Geſellſchafter handelte. 
ſelchafte Geſellſchafter iſt dann als ein läftiger Ge⸗ 
mir er anzuſehen, wenn er nach Auffaſſung der 
., geſellſchafter durch ſein Verhalten den Betrieb emp⸗ 
noch ſchädigt und deshalb von den Mitgeſellſchaf⸗ 
ern dum Ausſcheiden veranlaßt wird. 

Im RF Urteil vom 27. April 1938 VI 208/88, 


RStBl. 1938 S. 662 1 i äſti 
ſellſchafters a zum Begriff des läſtigen Ge 


Fr, Annahme der Beſchwerdeführerin e als 
25 ger Geſellſchafter ſei grundſätzlich der anzuſehen, 
Als Te: Rapitalfonto habe, trifft nicht zu. 
er 25 Geſellſchafter kommt im allgemeinen 
zolellſchafter in Betracht, bei dem die an⸗ 
ein e davon ausgehen, daß er durch 
925 8 den Betrieb weſentlich ſchädige, fo 
auszuſchaltestriablichen Intereſſe angebracht ei, ihn 
5 sufchalten. Das kann häufig bei Geſellſchaftern 
mit negativem Kapitalkonto der Fall ſein, in vielen 
Fällen werden ſolche aber den Betrieb nicht ſtören.“ 


Zahlen die verbleibenden 
läſtigen Teilhaber eine Abfindung 2 = 
Nennbetrag ſeines Kapitalkontos liegt, nur um ihn 
dadurch zum Ausſcheiden zu veranlaſſen, damit er 
nicht mehr durch ſeine weitere Anweſenheit den Be⸗ 
trieb ſchädigen kann, ſo bedeutet die erhöhte Abfin⸗ 
er für die Geſellſchaft im allgemeinen einen Ver⸗ 
a 7 85 Verlust lag in dem Vorhandenſein des 
gen Geſellſchafters, war aber bislang nicht verwirk⸗ 


licht und tri : „ f ; 
Pre erſt durch die erhöhte Abfindung in Er⸗ 


Der Mehrbetra i 
‚‚tbelrag der Abfindung kann von d 
40 Deca ſolchen Fall in vollem Ummfart 
a Artivierung = oſten behandelt werden. Für 


I t dann kei i 
dings dee, ein Raum. Es bleibt aller- 


Voll beſonders zu prüfen, ob 
der en der Abfindung nur dazu beſtimmt 
war, den läſtigen Geſellſchafter zum Ausſcheiden zu be— 
wegen, oder ob er nicht 5 


e doch gan Tei 
Entgelt für einen Anteil 2 3 ein 


einem Geſchäftswert gedacht war. E 
zu unterſuchen, ob die Abfindung ü 


Reſerven oder 
Es iſt auch ſtets 
ber dem Wert des 


Anteils (nicht nur über dem Nennbetrag des Kapital⸗ 
kontos) des ausgeſchiedenen Geſellſchafters liegt. Nur 
ſoweit die Zahlung den Anteilswert überſteigt, 
kann ſie als Verluſt behandelt werden. 

Der Mehrbetrag der Abfindung wird im allge⸗ 
meinen nur dann zu dem Zweck gezahlt ſein, den läſti⸗ 
gen Geſellſchafter zum Ausſcheiden zu veranlaſſen, 
wenn ſich der läſtige Geſellſchafter gegenüber den Mit⸗ 
geſellſchaftern in einer günſtigen Verhand⸗ 
lungslage befand und ſeine Austrittser⸗ 
klärung durch die Geldzuwendung gewiſſermaßen 
erkauft werden mußte. War die Geſellſchaft aber 
in der Lage, auf den Geſellſchafter einen Druck ous⸗ 
zuüben und ihn zum Ausſcheiden zu zwingen, ſo be⸗ 
ſtand für die Geſellſchaft kein Anlaß, dem läſtigen Ge⸗ 
ſellſchafter mehr zu zahlen, als fein Anteil wert mar. 
In einem ſolchen Fall würde eine Vermutung 
dafür ſprechen, daß eine erhöhte Abfindung als Ent⸗ 
gelt für den Anteil an einem Geſchäftswert ge⸗ 
dacht war. 

Bevor eine erhöhte Abfindung auf Geſchäftswert 
aktiviert wird, iſt zu prüfen, ob in dem Betrieb uͤber⸗ 
haupt ein Geſchäftswert in nennenswertem 
Umfang entſtehen konnte. Bei den meiſten Gewerbe⸗ 
zweigen iſt die Entſtehung eines größeren Geſchäfts⸗ 
werts denkbar. Bei einem auf die perſönliche Tätig⸗ 
keit der Unternehmer, ihre Gewandtheit im Aus⸗ 
nutzen ſpekulativer Möglichkeiten und perſönlicher Er⸗ 
fahrungen abgeſtellten Gewerbe, z. B. einer Viehhand⸗ 
lung, iſt nach dem RF ⸗Urteil vom 27. Januar 1932 
VI A 1495/31, RStBl. 1932 S. 463 die Bildung eines 
Geſchäftswerts in beträchtlicher Höhe kaum möglich. 
Wird in einem Betrieb dieſer Art einem ausſcheiden⸗ 
den Geſellſchafter eine erhöhte Abfindung gezahlt, ſo 
iſt beſonders zu prüfen, ob der Mehrbetrag Entgelt 
für einen anteiligen Geſchäftswert ſein ſollte oder nur 
dazu beſtimmt war, einen läſtigen Geſellſchafter zum 
Ausſcheiden zu bewegen. 


Erhält ein Geſellſchafter bei ſeinem Ausſcheiden 
eine Abfindung für künftige, ihm durch das 
vorzeitige Ausſcheiden entſtehende Gewinnan— 
ſprüche, fo braucht der verbleibende Geſellſchafter 
die Abfindung nicht zu aktivieren. Im Fall des RFH⸗ 
Urteils vom 22. November 1933 VI A 1203/32, 
NStBl. 1934 S. 329 hatten A und X auf die Dauer 
von 11 Jahren eine OSG errichtet. Nach Ablauf des 
Zeitraums (am 31. Dezember 1930) jollte X aus der 
OHG ausſcheiden und in die Fortführung des Betriebs 
durch A allein unter Beibehaltung der Firma willigen. 
Bei dem Ausſcheiden ſollte X lediglich ſeinen Anteil 
am Geſellſchaftsvermögen entſprechend der letzten 
Jahresbilanz erhalten, wobei die Aktivpoſten auf ihren 
etwaigen wirklichen höheren Wert erhöht werden 
ſollten. . 

Durch Vertrag vom 5. Februar 1927 vereinbarten 
die beiden Geſellſchafter das Ausſcheiden des Teil⸗ 
habers X bereits mit Wirkung vom 1. Januar 1927. 
Hierbei wurde beſtimmt, daß X rund 7000 RM mehr 
erhalten ſollte, als ſein Kapitalkonto betrug. Nach 
den Feſtſtellungen des Finanzamts ſollte der Mehr- 
betrag nicht zur Abgeltung etwaiger ſtiller Reſerven 
oder eines anteiligen Geſchäftswerts beſtimmt ſein, 
ſondern er ſollte lediglich die Gewinnanſprüche ab⸗ 
gelten, die X noch zugeſtanden hätten, wenn er in den 
Jahren 1927 bis 1930 noch Geſellſchafter geblieben wäre. 
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Der RSS hat es in dieſem Fall für zuläſſig er⸗ 
klärt, daß der Mehrbetrag der Abfindung von A als 
laufende Betriebsausgabe behandelt wurde, weil A 
durch das Ausſcheiden von £ kein aktivierungsfähiges 
Wirtſchaftsgut, ſondern nur die Befreiung von der 
Verpflichtung, feine künftigen Gewinne mit & teilen 
zu müſſen, erlangt hat. 


3. Behandlung einer feſten Abfindung unter dem 
Nennbetrag des Kapitalkontos 

In manchen Fällen erhalten Geſellſchafter bei 
ihrem Ausſcheiden Abfindungen, die unter dem 
Nennbetrag ihres Kapitalkontsos liegen. 
Die geringere Zahlung kann ihren Grund darin 
haben, daß die Buchwerte der Wirtſchaftsgüter 
des Betriebsvermögens höher find als die Teil- 
werte und daß deshalb auch bei Berückſichtigung 
der ſtillen Rücklagen der wirkliche Wert des Ver⸗ 
mögensanteils des ausſcheidenden Geſellſchafters nied- 
riger iſt als der Nennbeterag ſeines Kapitalkontos. 

Es iſt auch möglich, daß ein ausſcheidender Ge— 
ſellſchafter eine Abfindung unter dem Nennbetrag 
ſeines Kapitalkontos erhält, obwohl der Wert des 
Vermögensanteils dem Nennbetrag des Kapitalkontos 
mindeſtens gleichkommt. In einem ſolchen Fall wendet 
der ausſcheidende Geſellſchafter einen Teil ſeines Ver⸗ 
mögensanteils den Mitgeſellſchaftern ſchenkungs⸗ 
weiſe zu oder er veräußert feinen Vermögensanteil 
an die Mitgeſellſchafter aus irgendwelchen Gründen 
zu einem Preis, der unter dem wirklichen 
Wert liegt. 

Für den oder die verbleibenden Geſell⸗ 
ſchafter entſteht in Fällen dieſer Art durch den Er- 
werb des Anteils kein Gewinn. Haben ſie den 
Anteil günſtig erworben, ſo ſtellt die Abfindung an 
den ausgeſchiedenen Geſellſchafter für die verbliebenen 
Geſellſchafter den Anſchaffungspreis für den 
Anteil dar. Die verbliebenen Geſellſchafter müſſen 
deshalb die Werte, die von dem ausgeſchiedenen Ge— 
ſellſchafter auf ſie übergegangen ſind, in der dem Er⸗ 
werb des Anteils folgenden Bilanz zum Anſchaffungs⸗ 
preis einſetzen. Sie müſſen alſo die Buchwerte 
um den Unterſchiedsbetrag zwiſchen Abfindung und 
Nennbetrag des Kapitalkontos herabſetzen. 

In gleicher Weiſe ift zu verfahren, wenn der aus⸗ 
geſchiedene Geſellſchafter deswegen eine geringere Ab⸗ 
findung erhalten hat, weil der wirkliche Wert 
ſeines Anteils dem Nennbetrag des Kapitalkontos 
nicht entſprach. 

Bei der Herabſetzung der Buchwerte ſind nach dem 
Ri H⸗Urteil vom 23. März 1938 VI 704/37, RStBl. 
1938 S. 639 regelmäßig nur die Gegenſtände des An⸗ 
lagevermögens zu berückſichtigen. Die Herabſetzung 
erfolgt zweckmäßigerweiſe im Verhältnis zu den an- 
geſetzten Werten. 

Das gleiche ſachliche Ergebnis wie durch die Her⸗ 
abſetzung der Buchwerte kann durch die Bildung eines 
Paſſivpoſtens „Negativer Firmenwert“ er 
reicht werden. Zweckmäßigerweiſe wird aber von der 
Bildung eines ſolchen Paſſivpoſtens abgeſehen, zumal 
dadurch Unklarheiten entſtehen können. Auf jeden Fall 
iſt zu beachten, daß eine Auflöſung des Paſſivpoſtens 
mit gewinnerhöhender Wirkung nicht zuläſſig wäre. 
Hinweis auf das RFHS-Urteil vom 23. März 1938 
VI 704/37, RStBl. 1938 S. 639. 


Veräußert ein Geſellſchafter ſeinen Anteil zu 
einem Betrag, der unter dem Wert des Anteils liegt, 
ſo kann eine gemiſchte Schenkung gegeben 
ſein. Vorausſetzung für die Annahme einer gemiſchten 
Schenkung wäre nach dem RFH-Urteil vom 17. Auguſt 
1938 VI 498/38, RStBl. 1938 S. 1068, daß die Par⸗ 
teien ſich über die Unentgeltlichkeit der Zu- 
wendung einig wären und daß die Empfänger be⸗ 
reichert wären. In einem ſolchen Fall iſt Schen⸗ 
kungſteuer zu erheben, wenn auch die ſonſtigen 
Vorausſetzungen dafür gegeben find. Für den Be— 
ſchenkten kann durch die Schenkung aber kein Gewinn 
entſtehen, weil er $ 5 ESt 1939 gemäß verpflichtet 
iſt, die Buchanſätze ſeines Rechtsvorgängers ſortzu⸗ 
führen. Das gilt ſelbſtverſtändlich nicht nur für die 
Fälle der teilweiſen, ſondern auch der gänzlichen 
ſchenkungsweiſen Übertragung eines Anteils. 

Die Rechtslage iſt die gleiche, wenn in einem Ge— 
ſellſchaftsvertrag vereinbart iſt, daß im Fall des Aus- 
ſcheidens eines Geſellſchafters dieſer oder ſeine Erben 
nur Anſpruch auf Auszahlung des buchmäßigen 
Kapitalkontos haben, die offenen und ſtillen 
Reſerven jedoch den verbleibenden Geſellſchaftern zu⸗ 
fallen ſollen. Hier entſteht aus dem Anfall der 
offenen und ſtillen Reſerven für die verbleibenden Ge⸗ 
ſellſchafter nach dem NRFH-Urteil vom 28. Auguſt 1935 
VI A 337/34, RStBl. 1935 S. 1512 ebenfalls kein 
ſteuerpflichtiger Gewinn, weil ſie die Buchwerte 
fortführen müſſen. Ein Gewinn entſteht erſt, wenn die 
ſtillen Rücklagen infolge Veräußerung der Wirtſchafts⸗ 
güter in Erſcheinung treten. 


4. Abfindung in Renten 

Ausſcheidende Geſellſchafter erhalten von den 
Mitgeſellſchaftern nicht ſelten auf beſtimmte oder un⸗ 
beſtimmte Zeit der Höhe nach vertraglich feſtgelegte 
Zahlungen. Es handelt ſich dabei um Renten, die 
von dem künftigen Erfolg des Unternehmens urab- 
hängig ſind. Die Renten werden oft neben einer 
feſten Zahlung in Höhe des Kapitalkontos gewährt. 
Das gilt beſonders für Verſorgungsrenten und Ab- 
findungen an läſtige Geſellſchafter. 

Iſt die Verpflichtung zur Rentenzahlung vor oder 
in der Inflation begründet worden und beſtand 
fie demnach am 1. Januar 1925 (Stichtag der Ein- 
kommenſteuereröffnungsbilanz), ſo ſind die Zahlungen 
als laufende Betriebsausgaben zu behan⸗ 
deln. Eine Paſſivierung der Laſt kommt nicht in Be⸗ 
tracht, weil mit Rückſicht auf die Inflation unter die 
vor dem 1. Januar 1925 liegende Zeit ein Strich ge- 
zogen werden ſollte. 

Rentenverpflichtungen, die nach dem Stichtag für 
die Einkommenſteuereröffnungsbilanz entſtanden ſind, 
ſind je nach ihrem Rechtsgrund verſchieden zu 
behandeln. Es iſt dabei zu unterſcheiden zwiſchen 
Renten, die dem ausgeſchiedenen Geſellſchafter als 
Abfindung gewährt werden, weil der Wert ſeines 
Anteils höher iſt als der Nennbetrag ſeines Kapital⸗ 
kontos, zwiſchen Renten, die als Abfindung an 
läſtige Geſellſchafter gedacht ſind, um ſie 
zum Austritt aus der Geſellſchaft zu bewegen, und 
Verſorgungsrenten. Aus welchen Gründen 
eine Rente gezahlt wird, kann nur nach der Sachlage 
des Einzelfalls geprüft werden. 

Für die Behandlung der Rentenzahlungen bei 
der Geſellſchaft ſind in der Rechtſprechung des Rö, 
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insheſondere in den NFH-Urteilen vom 23. März 1932 
VI A 926/30, RStBl. 1932 S. 705 und vom 16. No⸗ 
vember 1932 VI A 1501/31, RStBl. 1933 S. 80 fol⸗ 
gende Grundſätze entwickelt worden: 


1. Der Anteil eines Geſellſchafters iſt mehr wert als 
der Nennbetrag ſeines Kapitalkontos. Der Geſell⸗ 
ſchafter erhält bei ſeinem Ausſcheiden als Entgelt 
für die Überlaſſung ſeines Anteils eine vom künf⸗ 
tigen Erfolg des Unternehmens unabhängige 
Rent 85 In dieſem Fall iſt die Rentenlaſt zu 
ka pi taliſieren. Soweit der kapitaliſierte Be⸗ 
trag die B u ch w erte der Wirtſchaftsgüter über⸗ 
ſteigt, die die Geſellſchaft von dem ausgeſchiedenen 
Geſellſchafter gegen Gewährung der Rente erwor⸗ 
ben hat, muß die Geſellſchaft einen entſprechenden 
Beſitzpoſten bilden. Die Geſellſchaft muß 
gleichzeitig die Rentenlaſt in vollem Umfang paj- 
ſivieren. Der Paſſivppoſten iſt entſprechend der 
Verkürzung der Laufzeit der Rente abzuſchreiben. 
. Es iſt auch möglich, daß der Geſellſchafter in 
su feines Kapitalkontos eine feſte Abfin- 
u und daß ihm außerdem als Abfin- 
1 feinen Anteil an den im Geſchäft fteden- 
1 Rücklagen und dem Geſchäftswert eine 

h + gewährt wird. In dieſem Fall iſt die 

puff in voller Höhe zu aktivieren und zu 

Durch den Zwang der gleichzeitigen Aktivie⸗ 
a und Paſſivierung wird erreicht, daß der Ge⸗ 
0 ſchaft durch die Rentenzahlung im allgemeinen 
a 05 ig kein Verluſt entſteht. Es tritt alſo 
995 e 5 ein, der durch den Zwang zur Akti⸗ 
an er erworbenen Werte in den wirtſchaftlich 
See iegenden Fällen erſtrebt wird, in denen ein 
958 ee eine feite Abfindung über den 

3 unbetrag feines Kapitalkontos erhält. 

2 chaten wird von den Mitgeſell⸗ 
ſchnitt 3 a 8 läſtig empfunden. Hinweis auf Ab⸗ 
ben r erhält deshalb von der Geſellſchaft 
eben der Abfindung für feinen Kapitalanteil für 

eine beſtimmte Zeit eine Rente zugeſichert. Die 
Rentenzuſicherung hat den Zweck, den läſtigen Ge⸗ 
ſellſchafter zum Ausſcheiden aus der Geſell⸗ 
ſchaft zu bewegen. Die verbleibenden Geſellſchafter 
erlangen in einem Fall dieſer Art als Gegen 
wert für die Rentenzahlung keine Wirtſchafts⸗ 
güter, ſondern ſie werden nur von einer La ſt be⸗ 
fre ik, nämlich der Gefahr, die das Vorhanden⸗ 
ey des läſtigen Geſellſchafters für den Betrieb be⸗ 
ee Für den Anſatz eines Aktivpoſtens 
ben keine Möglichkeit. 

g ie Übernahme der Rentenzahlungen ſtellt fü 
— n eine Verpflichtung ML 115 
er ENGE des Unternehmens im Geſchäftsjahr 
— — 5 belaſtet. Der kapitaliſierte Betrag 
Past Pa fiwpoſt daher zu paſſivieren. Von 

der Laufzeit = a entſprechend der Verkürzung 
oe ente Abſchreibungen zu machen. 

8. 5 gelder nder hat ſich für den Fall ſeines 
Aus Her durch Tod oder wegen ſeines Alters 
nr SEE Pec oder bei jeinem Austritt 
= = een, daß ihm, ſeiner Witwe oder ſeinen 
Kindern eine Rente gezahlt wird. Die Nente fo 
gewöhnlich lebenslänglich oder für eine beſtimmte 
Zeit gewährt werden. Rentenzahlungen an Witwen 


ſind oft bis zur Wiederverheiratung, Rentenzahlun⸗ 
gen an Kinder bis zur Erreichung eines beſtimmten 
Lebensalters begrenzt. 


Abmachungen dieſer Art ſind beſonders in Ham⸗ 
burg häufig. Sie werden deshalb auch Ham- 
burger Abmachungen genannt. Bei dieſen Ab⸗ 
machungen ſteht in vielen Fällen der Gedanke der 
Verſorgung für die Zukunft im Vordergrund. 
Die Renten ſind insbeſondere dann als Verſor⸗ 
gungsrenten anzuſehen, wenn nach dem Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag allen Geſellſchaftern bei ihrem Aus⸗ 
ſcheiden unter gewiſſen Vorausſetzungen Renten⸗ 
zahlungen zuſtehen und deshalb gewiſſermaßen eine 
gegenſeitige Verſicherung der Geſellſchafter 
für ſich und ihre Hinterbliebenen vorliegt. 

Die Renten für den Geſellſchafter und für ſeine 
Hinterbliebenen ſind in dieſen Fällen hauptſächlich als 
zuſätzliches nachträgliches Entgelt für die frühere 
Arbeitstätigkeit des Geſellſchafters im Be⸗ 
trieb gedacht. Sie ſind als eine Art Ruhegehalt 
anzuſehen und ſind auch im Grundſätzlichen mit den 
Ruhegehaltszahlungen vergleichbar, die einem frem⸗ 
den Angeſtellten für ſeine frühere Arbeitsleiſtung ge⸗ 
währt wird. 

Die Verſorgungsrenten find nach ihrem 
überwiegenden Charakter kein Entgelt für 
überlaſſene Wirtſchaftsgüter. Das iſt 
ſelbſt dann anzunehmen, wenn in dem Unternehmen 
ein Geſchäftswert enthalten iſt und der Anteil des 
ausſcheidenden Geſellſchafters an dem Geſchäftswert 
durch die Verſorgungsrenten abgegolten ſein ſoll. Eine 
Aktivierung der Rentenzahlungen hat deshalb 
nicht zu erfolgen. 

Eine Paſſivierung der Rentenverpflichtung 
darf regelmäßig ebenfalls nicht ſtattfinden. Die Höhe 
der Verſorgungsrente wird regelmäßig der Leiſtungs⸗ 
fähigkeit des Betriebs angepaßt fein. Nach den R§H⸗ 
Urteilen vom 28. Juni 1932 VIA und 2/31, RStBl. 
1932 S. 935 und 18. Auguſt 1933 VI A 1355/32, 
NStGBl. 1933 S. 1195 entſpricht dieſem Weſen der Ver⸗ 
ſorgungsrente nicht eine buchmäßige Behandlung, bei 
der ein einziges Wirtſchaftsjahr mit dem geſamten 
wahrſcheinlichen Kapitalwert der Rente belaſtet wird. 
Die einzelnen Rentenzahlungen bilden alſo lau- 
fende Betriebsausgaben im Jahr der 
Zahlung. 

Die Abgrenzung zwiſchen Verſorgungsrenten und 
Renten, die als Abfindung für einen Anteil an ſtillen 
Rücklagen und einem Geſchäftswert gedacht ſind, iſt 
oft ſehr ſchwierig. Es kann nur im Einzelfall unter⸗ 
ſucht werden, ob bei der Übernahme der Rentenver⸗ 
pflichtung mehr der Gedanke der Verſorgung oder der 
Gedanke der Entgeltgewährung maßgebend war. Für 
das Vorliegen einer Fürſorgezahlung ſpricht 
es, wenn in dem Betrieb ein Geſchäftswert in nen⸗ 
nenswerter Größe nicht vorhanden war, oder wenn 
die Bezüge auf die perſönlichen Bedürf⸗ 
niſſe der Berechtigten abgeſtellt ſind, z. B. einer 
Witwe nur bis zu ihrer Wiederheirat oder Kindern 
bis zu einem beſtimmten Lebensalter gewährt werden 
oder im Fall einer Erbſchaft zu ermäßigen ſind. Hin⸗ 
weis auf die RF Urteile vom 2. Dezember 1931 
VIA 1516/29, RStBl. 1932 S. 573, vom 23. März 
1932 VI A 926/30, RStBl. 1932 S. 705 und vom 
12. Oktober 1938 VI 629/38, REEL. 1939 S. 122. 
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Renten, die an ſich den Charakter der Fürſorge⸗ 
zahlung tragen, können unter Umſtänden auch ganz 
oder zum Teil bloße Unterhalts zahlungen 
fein und dürfen dann inſoweit den Gewinn der ver— 
bliebenen Geſellſchafter nicht mindern. Dieſe Möglich⸗ 
keit kommt in Betracht, wenn es ſich bei den verbliebe⸗ 
nen und dem ausgeſchiedenen Geſellſchafter um nahe 
Verwandte handelte. Unterhaltszahlungen kön⸗ 
nen nach dem RFH-Urteil vom 23. März 1932 VIA 
926/30, RStBl. 1932 S. 705 beſonders dann gegeben 
fein, wenn im Geſellſchaftsvertrag keine binden- 
den Abreden über die Verſorgung der Gefell- 
ſchafter und ihrer Familie getroffen worden ſind und 
beim Ausſcheiden des Geſellſchafters den anderen Ge⸗ 
ſellſchaftern keine Werte zufallen, die immerhin 
einen gewiſſen Ausgleich gegenüber der Verſorgung 
aus Geſchäftserträgniſſen bieten könnten. 

In einem Fall dieſer Art wird in der Hauptſache 
darauf abzuſtellen ſein, ob und in welchem Umfang in 
einem gleich oder ähnlich liegenden Fall unter ftem- 
den Perſonen die Einräumung einer Rente für 
die frühere Arbeitstätigkeit des Geſellſchafters üblich 
oder angemeſſen erſcheinen würde. 

Auch ſonſt können Renten nur aus perſön⸗ 
lichen Gründen gewährt worden ſein. Die Zah⸗ 
lungen dürfen dann ebenſo wie die Unterhalts- 
zahlungen den gewerblichen Gewinn der Geſellſchaft 
nicht mindern. Sie können aber für die einzelnen 
Geſellſchafter Sonderausgaben $ 10 Abſatz 1 
Ziffer 1 EStG gemäß darſtellen. 


5. Abfindung durch Gewinnbeteiligung 

Ein Geſellſchafter kann bei ſeinem Ausſcheiden 
ſtatt einer feſten Abfindung oder einer Rente für 
Lebenszeit oder für eine Anzahl von Jahren einen be⸗ 
ſtimmten Anteil vom jeweiligen Rein- 
gewinn zugeſichert erhalten. Iſt eine Gewinnbeteili⸗ 
gungslaſt vor dem 1. Januar 1925 entſtanden, ſo bilden 
die einzelnen Zahlungen auf Grund der Gewinnbeteili— 
gung nach den RFH⸗Urteilen vom 2. Dezember 1931 
VIA 243/30 (RStBl. 1932 S. 494) und vom 2. De- 
zember 1931 VI A 254/30 (RStBl. 1932 S. 495) 
laufende Betriebsausgaben. Eine Paſſi⸗ 
vierung der Laſt bei der Einkommenſteuereröffnungs⸗ 
bilanz und eine allmähliche Abſchreibung des Paſſiv⸗ 
poſtens kommt nicht in Betracht, weil mit Rückſicht auf 
die Inflation unter die vor dem 1. Januar 1925 
liegende Zeit ein Strich gezogen werden ſollte. Iſt aber 
bei der Vermögenſteuer 1925 die Gewinnbeteiligungs⸗ 
laſt als Rente paſſiviert worden, fo iſt dieſer nach $ 108 
Abſatz 2 EStG 1925 auch für die Einkommenſteuer be⸗ 
achtliche Paſſivpoſten durch jährliche Minderung um 
einen der Geſamtdauer der Laſt entſprechenden Teil⸗ 
betrag allmählich aufzulöſen. 

Iſt eine Gewinnbeteiligung nach dem 1. Januar 
1925 begründet worden, ſo iſt wie bei den Renten im 
Einzelfall zu prüfen, ob die Gewinnbeteiligung als 
Abfindung für die Überlaffung von Wirt- 
ſchaftsgütern oder als Abfindung für läſtige 
Geſellſchafter oder aus Verſorgungs⸗ 
gründen gewährt worden iſt. 

Stellt eine Gewinnbeteiligung ein Entgelt 
für die Überlaffung von Wirtſchaftsgütern dar, fo 
iſt grundſätzlich wie in allen anderen Fällen eine Akti⸗ 
vierung vorzunehmen, wenn ſich die Nutzung der Wirt- 


ſchaftsgüter auf einen längeren Zeitraum erſtreckt. Die 
Aktivierung macht im Fall einer Gewinnbeteiligung 
aber Schwierigkeiten, weil die Höhe des Ent⸗ 
gelts ausſchließlich von zukünftigen Ereigniſſen ab⸗ 
hängt. 

Wird eine Gewinnbeteiligung als Entgelt für die 
Überlaſſung von Wirtichaftsgütern mit objef- 
tivem Verkehrswert, z. B. Gebäuden, ge⸗ 
währt, fo laſſen ſich die Werte der erworbenen Wirt- 
ſchaftsgüter einigermaßen zutreffend ermitteln. In 
Fällen dieſer Art iſt nach der Rechtſprechung des RS 
eine alsbaldige Aktivierung der Aufwen⸗ 
dungen und dementſprechend eine Paſſivierung 
der Gewinnbeteiligungslaſt awedmä Big. Der 
Paſſivpoſten wäre entſprechend der Laufdauer der 
Gewinnbeteiligung allmählich abzuſchreiben. Ein 
Zwang zur Aktivierung und Paſſivierung beſteht 
nach der Anſicht des Rich in ſolchen Fällen ni ch t. 

Sind die durch die Gewinnbeteiligung erworbenen 
Wirtſchaftsgüter nur ſubjektiv wertbar, wie das 
z. B. bei einem Geſchäftswert der Fall iſt, ſo läßt ſich 
der Wert der erworbenen Wirtſchaftsgüter auch nicht 
einigermaßen zutreffend ermitteln. In Fällen dieſer 
Art iſt der Geſchäftswert nach und nach ent⸗ 
ſprechend den tatſächlich gezahlten Gewinnanteilen zu 
aktivieren. Eine Paſſivierung der Gewinnbeteili⸗ 
gungslaſt kommt dann nicht in Betracht. 

Hinweis auf das NFH-Urteil vom 1. Februar 
1933 — VIA 945/31 (RStBl. 1933 S. 479). 

Werden Gewinnbeteiligungen zum Zweck der Ab⸗ 
findung eines läſtigen Geſellſchafters oder 
zur Verſorgung des bisherigen Geſellſchafters 
oder ſeiner Familie gewährt, was regelmäßig neben 
einer Abfindung in Höhe des Kapitalkontos erfolgt, 
ſo erwirbt die Geſellſchaft durch die Zahlungen keine 
aktivierbaren Wirtſchaftsgüter. In beiden Fällen iſt 
deshalb eine Aktivierung nicht möglich. 
Hinſichtlich der Gewinnanteile, die zur Berfor- 
gung gezahlt werden, iſt ſchon aus denſelben Grün⸗ 
den wie bei den Verſorgungsrenten keine Paſſivierung 
vorzunehmen. Aber auch bei den Abfin dun gen 
an läſtige Geſellſchafter iſt, anders als bei 
Rentenzahlungen, die Gewinnbeteiligungslaſt nicht zu 
paſſivieren, weil die Höhe der vorausſichtlichen Zahlun⸗ 
gen gänzlich unbeſtimmt iſt. 

Zahlungen, die an läſtige Geſellſchafter oder zur 
Verſorgung auf Grund einer Gewinnbeteiligung ge- 
währt werden, ſind deshalb als laufende Be. 
triebsausgaben zu behandeln. 

Hinſichtlich der Fragen, wann ein Geſellſchafter 
als läſtig anzuſehen iſt und wann eine Abfindung aus 
Verſorgungsgründen gewährt wird, wird auf die Ab- 
ſchnitte 2 und 4 verwieſen. 

Bei den Gewinnbeteiligungen zur Verſorgung 
eines ausgeſchiedenen Geſellſchafters oder feiner 
Familie iſt in gleicher Weiſe wie bei den Verſorgungs⸗ 
renten zu prüfen, ob für die Gewährung der Gewinn⸗ 
beteiligung nicht hauptſächlich perſön liche 
Gründe, z. B. nahe Verwandtſchaft, maßgebend 
waren. Lagen nur perſönliche Gründe vor, ſo ſind die 
Zahlungen der Gewinnanteile keine Betriebsausgaben 
und mindern deshalb nicht den Gewinn der Geſell⸗ 
ſchaft, können aber bei den einzelnen Geſellſchaftern 
als Sonderausgaben § 10 Abſatz 1 Ziffer 1 
EStG gemäß abzugsfähig fein. (Fortſetzung folgt.) 


Eildienſt⸗ Nachrichten 


Keine Verzugszinsen 
bei Steuernachfocderungen 


Von einem Steuerpflichtigen, bei dem Steuer- 
hinter ziehungen für die Zeit von 1925 bis 
1934 feſtgeſtellt wurden, wurden außer den Steuer⸗ 
nachzahlungen auf Grund der berichtigten Steuer- 
„beſcheide Verzugszinſen für das Jahr 1934 verlangt. 
Dabei ſtützte ſich das Finanzamt u. a. auf die Vor⸗ 
ſchriften des $9 des Steuerſäumnisgeſetzes. 

Bei dem vorſtehenden dem Reichsfinanzhof zur 
Entſcheidung vorliegenden Falle handelt es ſich alſo 
darum, ob 8 9 des Steuerſäumnisgeſetzes auf Ver⸗ 
zugszinſen bei hinterzogenen Beträgen Anwendung zu 
Ye hat. 89 des Steuerſäumnisgeſetzes findet An- 
ar bei Veranlagungsſteuern von der Fälligkeit 
auf R ollte man 99 des Steuerſäumnisgeſetzes auch 
5 Fälle der Hinterziehung anwenden, ſo würde 

ies zu dem Ergebnis führen, daß bei den nach 1935 


zeltoeſtellten Hinterziehungen für Jahre, in denen 
et 1934 enthalten ift, immer nur für das 


lere 


re "zäugsainfen erhoben würden, nicht aber 
ee a Jahre, was keinen richtigen Sinn 
3 a e. Demnach erſtreckt ſich die Vor⸗ 
ie er 3 9 des Steuerſäumnisgeſetzes nur 
nicht abe erzugszinſen bei veranlagten Beträgen, 
9 Wet auf die Verzugszinſen bei hinter⸗ 
1 Er 9 8 Der Reichsfinanzhof kam ſomit 
1935 e 915 daß bei jeder nach dem 1. 1. 
de hen sten Nachverſteuerung für 

ſetzung von Verzugszinſen kein 


dum tft (Urteil des R * 
177/38, RS. 1938 S. a vom 25.5. . I 


Lömbarakeedite keine Dauerschulder 


In einem Urteil vom 17. Mai 1939 VI 311/39 
en Eh er Reichsfinanzhof mit der Frage, ob 
Sinn A en Dauerſchulden im 
md r! und des § 12 Abſatz 2 Zi 
Se. zu behandeln find, 8 ſatz 2 Ziffer 1 

In dem zur Entſcheidung gelangten Fall wurde 
= Kredit in Höhe von 80 v. H. des Werts der lom⸗ 
N a Waren gewährt. 

r kreditgewäl Een ; 
Ta een Bank noch zuſätzlich Drei- 
wendet wurden. 
ſtellungen ü 
die von der 


Der Bank wurden monatlich Auf⸗ 

| Waren überjandt, 
Bank vierteljährlich auf ihre Richtigkeit 
lomem wurden. Aus den Aufſtellungen über die 
daß dieſe Waren 


ls Soner ds ſah das Finanzgericht den Kredit 
8 D lichtige d 
5 bt ce daß ſtändig ande er nn 
rt werden, 1 5 2 15 die Annahme felb- 
für etrachtender Kreditgeſchäfte. 
Der Nc iſt der letzteren Auffaſſung bei⸗ 
getreten. Das Urteil geht davon aus, daß die ge» 
wöhnlichen Warenkredjite zu den laufen 
den Schulden gehören, weil fie ſich im gewöhn⸗ 


lichen Geſchäftsverkehr nach kurzer Zeit durch Erfül⸗ 
lung oder Zahlung erledigen. Erhält ein Gewerbe⸗ 
treibender für die einzelnen Warenliefe⸗ 
rungen einen beſonderen Kredit mit der 
Auflage, ihn mit dem Erlös aus den verkauften Waren 
abzudecken, ſo dient dieſer Sonderkredit nicht einer 
nicht nur vorübergehenden Verſtärkung des Betriebs⸗ 
kapitals, da er ſich nur auf die einzelne Warenlieferung 
bezieht und ſich mit deren Abwicklung erledigt. Die 
gleichen Grundſätze ſollen nach dem Urteil für die ge- 
werbeſteuerliche Behandlung des Lombard⸗ 
kredits gelten. Auch dieſer Kredit hängt aufs engſte 
mit den einzelnen Warenpoſten zuſammen 
und bedeutet keine Verſtärkung des allge- 
meinen Betriebskapitals. Demgemäß ſind 
Lombardkredite im allgemeinen keine 


Dauerſchulden im Sinn des Gewerbeſteuer⸗ 
geſetzes. See. 
Eigentumswechsel 


und Hauszinssteuererleichtecungen 


In Übereinſtimmung mit der reichsrechtlichen 
Regelung für die Grundſteuer wird auch bei der Haus⸗ 
zinsſteuer ein Erlaß nicht für ſolche Grundſtücke ge⸗ 
währt, die Juden gehören (Erlaß des Preußiſchen 
Finanzminiſters vom 25. 6. 1938 — KV 2 gen. 100). 
Infolgedeſſen ſind vom 1. April 1938 ab Hauszins⸗ 
ſteuererleichterungen, die bisher wegen Wohnungstei⸗ 
lung gewährt wurden, eingeſtellt worden. Nachdem 
das Wiederaufleben der Billigkeitsmaßnahmen beim 
Übergang des Grundſtücks aus jüdiſchen in nicht⸗ 
jüdiſche Hände durch Erlaß vom 10. 9. 1938 (KV 2 gen. 
180) hinſichtlich der Ertragsminderungen geregelt 
war, fragte es ſich, ob auch etwaige, noch nicht zum 
Abſchluß gekommene Hauszinsſteuererleichterungen in 
derartigen Fällen wieder weitergewährt werden. 
Mit Erlaß vom 24. 1. 1939 (KV 2 Scha 28. 1. 11739) 
hat der Miniſter dieſe Frage in einem Einzelfall be⸗ 
jaht. Dieſe Vergünſtigung wird jedoch, wie aus 
einem Beſcheid vom 11.5.1939 (KV 2 gen. 64) her- 
vorgebt, nur ſolange gewährt, als die gegenwärtige 
Hauszinsſteuerverordnung vom 30.3.1935 in Kraft 
bleibt. Dieſe Regelung berückſichtigt die Ausführungen 
im Erlaß vom 2. 8. 1934 (KV 2 gen. 215 II), wonach 
die wegen Teilung von Großwohnungen bewilligten 
Hauszinsſteuererleichterungen im Falle eines Eigen⸗ 
tumswechſels auch den Rechtsnachfolgern gewährt 
werden. Als Eigentumswechſel gilt hierbei im Falle 
der freien Veräußerung die rechtsverbindliche Ver⸗ 
einbarung (§ 313 BGB) und im Falle der Zwangs- 
verſteigerung der endgültige Zwangsverſteigerungs⸗ 
termin. 

Bemerkt ſei hierzu, daß ſeit dem 1. 4. 1937 im 
allgemeinen Anträge auf Steuererleichterungen wegen 
Wohnungsteilung abgelehnt werden, falls nicht ganz 
beſondere Verhältniſſe vorliegen. Im übrigen ſind 
Steuererleichterungen im Regelfalle aufgehoben, wenn 
der Geſamtbetrag der bisherigen Steuererleichte- 
rungen 75 v. H. der durch die eigentlichen Umbau⸗ 
arbeiten bedingten Geſamtkapitalaufwendungen ab⸗ 
züglich der etwa für die Wohnungsteilung gewährten 
Reichszuſchüſſe erreicht hat. 1% 


| Wirtſchaftlicher Beobachter | 


Geld, Kredit 
und öffentliche Finanzen 


Planmäßiger Kapitaleinſatz. Der Reichswirt⸗ 
ſchaftsminiſter hat Richtlinien für die Gewährung 
mittelfriſtiger und langfriſtiger Kredite erlaſſen, die 
die planmäßige Lenkung der dem Kapitalmarkt zu⸗ 
fließenden Mittel nach dem Grad ihrer Dringlichkeit 
gewährleiſten. Die Richtlinien beſtimmen, daß die 
Kapitalanlagen der öffentlich-rechtlichen Kreditanſtal⸗ 
ten, Sparkaſſen, Kreditgenoſſenſchaften, Verſicherungs⸗ 
unternehmungen, der Angeſtelltenverſicherung und 
der Invalidenverſicherung insbeſondere den wehr⸗ 
politiſch, volkswirtſchaftlich und ernährungspolitiſch 
dringlichen Aufgaben nutzbar gemacht werden müſſen. 
Auf dem Gebiet des Wohnungsbaus wurde eine Rang⸗ 
folge der Bauten nach ihrer Wichtigkeit feſtgelegt. — 
Der Einſatz größerer Geldmittel wird künftig direkt 
vom Reichswirtſchaftsminiſter vorgenommen werden. 
Demgemäß iſt in allen Fällen, in denen einem Schuld- 
ner Darlehen von mehr als 500 000 Reichsmark oder 
mit einer Laufzeit von mehr als zwei Jahren gewährt 
werden ſollen, die Genehmigung des Reichswirtſchafts⸗ 
miniſters einzuholen. Durch dieſe Maßnahme wird 
eine Zerſplitterung des Geldeinſatzes vermieden und 
der höchſte Leiſtungsgrad auf dem Gebiet der Geld- 
wirtſchaft ſichergeſtellt. 


Kommunalkredite der Spar⸗ und Girokaſſen. 
Durch das Geſetz über den Kommunalkredit der Spar⸗ 
und Girokaſſen und der kommunalen Kreditanſtalten 
vom 7. Juni 1939 (RGBl. 1 S. 986) dürfen die Spar⸗ 
und Girokaſſen und die kommunalen Kreditanſtalten 
im Rahmen der geſetzlichen Vorſchriften, Satzungs⸗ 
beſtimmungen und aufſichtsbehördlichen Anordnungen 
wieder Kaſſenkredite an Gemeinden, Gemeindever— 
bände und andere öffentlich-rechtliche Körperſchaften 
gewähren. Damit ſind die jahrelangen Beſchränkun⸗ 
gen auf dieſem Gebiet, die aus dem Jahr 1931 her⸗ 


rühren, gefallen. 
* 
im Jahr 


Reichsgeſetzliche Krankenverſicherung 


1938. Nach Mitteilung von „Wirtſchaft und Statiſtik“ 
ergibt ſich für die Zahl der Krankenkaſſen 
und ihrer Mitglieder im Jahresdurchſchnitt das 
folgende Bild: 


Mitglieder 1938 
davon 


Kaſſen 


1937 J 1938 


ins⸗ 
gejamt Mi weib · verſiche⸗ 


fi rungs- 
iche] liche pflichtige 
Ortskrankenkaſſen 11418 
Landkrankenkaſſen 1583 
Betriebskrankenkaſſen. 8 677 
Innungstrankenkaſſen. 676 596 


Knappſch. Krankenkafl. 
Pflichtkrankenkaſſen“). 

Dagegen 193 
Erſatzkaſſen . 


Reichsgefetzl. Kranken⸗ 
verſ. indgefemt..... 


Dagegen 1937... 
*) Einſchließlich See⸗Krankenkaſſe. 


21 027 
20 242 
2287 


23314 115274 | 8 040 
22348 [14 721} 7627 


0 
4596 | 4486 
Eros 


4 625 


19 861 
19 020 


4524 


Die durchſchnittlichen Beitragsfäte der Pflicht⸗ 
krankenkaſſen haben 
tragen: 


in v. H. des Grundlohns be⸗ 


Be. Pflicht 
1 5 5 rag 
ken. ken- ken- affen“) 
kaſſen | kaſſen kaſſen 


Ende 1934 


„ 1935 4,72 5,16 
„ 1936 4,74 5,18 
„ 1937 4,77 5,16 
„ 1938 4,78 5,16 


*) Einſchließlich See-Krankenkaſſe. 


Private Baufparlaffen im Jahr 1938. Nach den 
vorläufigen Erhebungen der Fachgruppe Private Bau- 
ſparkaſſen konnten die privaten Bauſparkaſſen im ab⸗ 
gelaufenen Jahr Neuabſchlüſſe von etwa 14 700 Ver- 
trägen über insgeſamt rund 160 Millionen Reichs- 
mark Vertragsſummen tätigen. Die Bruttozuteilungs⸗ 
ſumme im Jahr 1938 betrug rund 78 Millionen 
Reichsmark und entfällt auf etwa 9 600 Verträge. 


Industeie 

Deutſchlands Rohſtofferzeugung im Jahr 1938. 
Nach der Statiſtik der Wirtſchaftsgruppe Bergbau 
konnte die Eiſenerzförderung innerhalb von 
zwei Jahren (von 1936 bis 1938) um zwei Drit- 
tel erhöht werden. Im Metallerzbergbau 
ſind die Vorkommen durch eingehende Unterſuchung 
des Deutſchen Bodens weſentlich erweitert worden. 
Die Deutſchen Zinkerze können den inländiſchen 
Bedarf nahezu voll decken. Die Bleierze haben 
einen hohen Anteil an der Inlandsverſorgung erreicht. 
In der Textilinduſtrie ſtanden im Jahr 1933 
1,1 Millionen Tonnen Rohſtoffe für die Verarbeitung 
zur Verfügung. Davon entfielen rund 356000 Ton- 
nen oder faſt ein Drittel auf die heimiſche 
Erzeugung. 


* 


Erzeugung von Walzwerkfertigerzeugniſſen von 
Januar bis März 1939. Nach Mitteilung der Wirt⸗ 
ſchaftsgruppe Eiſenſchaffende Induſtrie ergibt ſich für 
die Leiſtung der Warmwalzwerke und der Hammer⸗ 
und Preßwerke das folgende Bild (in Tonnen): 


Januar 1939 1 466 501 
Februar 19339 1360 277 
März 1939 1 563 739. 


* 


Deutſche Gaserzeugung von Januar bis März 
1939. Entwicklung einſchließlich Oſterreich und Sude⸗ 
tenland in Millionen Kubikmeter: 


Januar 1939 2 063 
Februar 1939 1892 
März 1939 2.094. 
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Der Anteil der Gaswerke an der Geſamterzeugung 
betrug wie im Februar 1939 16 v. H. Die Koks⸗ 
er zeugung der Gaswerke war im März 1939 mit 
576000 Tonnen um 8 v. H. größer als im März 1938. 


* 


Bautätigkeit im April 1939. Für den geſamten 
ohnungsbau (Neubau, einſchließlich Umbau, 
Anbau und Aufbau) ergibt ſich das folgende Bild: 


Februar März April 

1939 1989 1939 

Bauerlaubnifie . 7312 10 524 9081 
Baubeginne 8364 8 556 9035 
Bauvollendungen 8 „ 711082 8 248 7014. 


a 0 Farbeninduſtrie, Frankfurt a. M. Die Ver⸗ 

A der JG Farbeninduſtrie AG in Frankfurt 

bell - hat beſchloſſen, der Hauptverſammlung die Ver⸗ 
Hung einer Dividende von 8 v. H. aus einem 

jah ı a gewinn von 55 180 000 Reichsmark (im Vor⸗ 
r 54 853 329 Reichsmark) vorzuſchlagen. 


* 


ee Vorderer Werke, Siegmar⸗Schönau bei Chemnitz. 
für m and der Gefolgſchaft hat den Jahresabſchluß 
1 Fahr 1938 vorgelegt. Danach weiſt der 
Rei = ſchluß einen Reingewinn von 2682788 
Nr (im Vorjahr 2 589 376 Reichsmark) aus. 
Der Hauptverſammlung wird die Verteilung einer 


— 


Sividende von wieder 8 v. H. vorgeſchlagen. 


Handel - Gewerbe - Handwerk 


„Handelsvertreter“, ni 
Reichswirtſchaftsminiſter age 
der Fachgruppe Handelsvertret 
zuſammengeſchloſſ 
noch die 
dürfen. 


Verkehr 


Alte Poſtwertzeichen werden ungülti i 
f f gültig. Mit Ab⸗ 
lauf des 30. Juni 1939 verlieren die folgenden Poſt⸗ 
wertzeichen ihre Gültigkeit: i 
1. 


„Handelsagent“. Der 
ngeordnet, daß die in 
eter und Handelsmakler 
1 ſſenen ſelbſtändigen Vertreter nur 
ezeichnung „Handelsvertreter“ führen 


die Sonderpoſtk 
= ya 2 8 zur Ausſtellung „Sachſen am Werk“ 


2. die Sondermarke ü 
zum fünften Rennen um das „Br 
1% Deutſchland“ zu 42 + 108 — 150 Npf. PR 
ie ; 5 a 
8 Rof, erpoſtkarte „Reichswettkämpfe der SA“ zu 


4. alle WOW-Marfen 
1938/39. 


8. 


und WHW⸗Poſtkarten der Ausgabe 


* 


Poſtſendungen an 


Wehr i 
Wehrmachtangehörige im r 


1 5 Protektorat Böhmen und 
Mähren. Poſtſendungen an Deutſche ken 


ſtellen und Wehrmachtangehörige im Protektorat Böh⸗ 
men und Mähren ſind von jeder zollamtlichen Behand⸗ 


lung befreit. Zollinhaltserklärung, Exportvaluta⸗ 
erklärung und Statiſtiſcher Anmeldeſchein ſind nicht 
mehr erforderlich. Paketen iſt eine Auslandspaketkarte 
beizufügen. 

- 

Zeitungsdruckſachen auch nach Danzig. Die von 
der Deutſchen Reichspoſt mit Wirkung vom 1. Mai 
1939 zur Förderung und Erleichterung des Zeitungs⸗ 
bezugs verſuchsweiſe eingeführten „Zeitungsdruck⸗ 
ſachen“ ſind jetzt auch nach und aus dem Gebiet der 
Freien Stadt Danzig zugelaſſen. 


Arbeit und Soziales 

Anteil der Frauen an der induſtriellen Arbeiter- 
gefolgſchaft im Jahr 1938. Entwicklung in 1000 be⸗ 
ſchäftigte Induſtriearbeiterinnen: 


Kalender⸗ 

jahr 

1933 1205 
1934 . 1408 
1035. IS 2 1 . 1463 
1936 1 549 
1937 1749 
1938 1 846. 


Ernährung und Landwietschaft 

Ergebnis der Bauernſiedlung im Jahr 1938. Im 
Jahr 1938 wurden nach dem vorläufigen Ergebnis der 
Reichsſiedlungsſtatiſtik 1407 neue Bauernhöfe mit 
26 649 Hektar geſchaffen und 7047 Landzulagen mit 
einer Geſamtfläche von 15 383 Hektar gegeben. Gegen⸗ 
über dem Vorjahr iſt infolge der Vordringlichkeit der 
Aufgaben zur Sicherung der Landesverteidigung das 
Ergebnis der Bauernſiedlung etwas zurückgegangen. 
Der Vorrat an Siedlungsland bei den Siedlungs- 
geſellſchaften iſt von 101 000 Hektar Ende 1937 auf 
102 900 Hektar Ende 1938 geſtiegen. Die Durchſchnitts⸗ 
fläche eines Neubauernhofs betrug 1938 18,9 Hektar 
gegenüber 19,9 Hektar im Jahr 1937 und 12,3 Hektar 
im Jahr 1933. Von 1933 bis Ende 1938 wurden im 
Deutſchen Reich 20 400 neue Bauernhöfe mit einer 
Geſamtfläche von rund 327 000 Hektar geſchaffen. Die 
Geſamtzahl der Landzulagen betrug im gleichen Zeit · 
raum 64 000 mit einer Geſamtfläche von 126 000 
Hektar. 

* 

Stand der Gemüſekulturen Ende Mai 1939 und 
Erntevorſchätzung für Spargel. Der Stand der Ge⸗ 
müſekulturen wurde Ende Mai 1939 im Reichsdurch⸗ 
ſchnitt mit Ausnahme von Stangenbohnen und Gur⸗ 
ken beſſer als mittel beurteilt. Trotz des ungünſtigen 
Frühjahrswetters war der Stand fait aller Gemüſe⸗ 
arten beſſer als in der gleichen Zeit des Vorjahres. — 
Die erſte Vorſchätzung der diesjährigen Spargelernte 
zeigt ein Ergebnis von 25,4 dz je Hektar gegenüber 
einem Ertrag von 25,2 dz je Hektar im Vorjahr. 
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Außenhandel 
und Wirtschaft des Auslandes 


Außenhandel des Altreichs mit wichtigen Über⸗ 
ſeeländern im erſten Kalendervierteljahr 1939. Ent⸗ 
wicklung des reinen Warenverkehrs des Altreichs ein- 
ſchließlich der an das alte Reichsgebiet angrenzenden 
Teile des Sudetenlandes (in Millionen Reichsmark): 


Deutſcher 

Einfuhr⸗(—) 

Ausfuhr⸗ (+) 
Ausfuhr Einfuhr Überſchuß 
Agypten 1177 1117 0,0 
Argentinien . 30.9 30,7 + 02 
28 2,3 + 0,3 
Braſilien 38 40,5 — 6.2 
29 19,9 — 70 
Ecuador 123 2,0 — 0,7 
Haiti 0,2 0,2 0,0 
Irak 1.6 I + 05 
Iran 8,8 16,2 u 
Jupan 277 6.8 + 14.9 
Kanada 4.4 12,3 — 79 
Kolumbien 11.2 13,4 — 2.2 
e e 2.0 1 — 0.1 
Mandſchukuo 8.1 22,8 — 14,8 
Mei un. 11,9 15,3 — 34 
Niederl.⸗Indien 10,8 31.0 — 20,2 
Paläſtina 4,9 0,6 + 43 
Paraguay. 0.4 0.9 — 05 
Peru 6.0 6.7 — 07 
ST e 2,7 2,3 + 0,4 
Syrien⸗Libanon 2,0 0,8 ＋ 1.2 
Uruguay eien 11.9 — 4.1 

Vereinigte Staaten 
von Amerika 37.9 65,0 — 27,1. 
* 
Deutſchlands Einfuhr von Sojabohnen von 


Januar bis März 1939 nach Ländern. Entwicklung in 
Tonnen: 


Januar bis März 

1938 1939 
BEN TACITTETIg er ee 363 999 
Sügpjlmpier? —, . 00 .. u 726 464 
Jamunten ei‘ 13 243 4810 
Mandſchukuo 148 239 238 269 
I — 1524 
ET e — 156 
Insgeſamt 162 571 246 222. 


* 


Amerika. Der Außenhandel mit Deutſchland von 
Januar bis März 1939. Entwicklung in Millionen 
Dollar: 


Ausfuhr Einfuhr Amerikas 

na aus Ausfuhr⸗ 

Deutſchland überſchuß 
Januar 1939 6,40 5,23 1517 
Februar 1939 5,18 4.98 0,25 
März 1939 6,45 5,17 1.28. 


Argentinien. Der Außenhandel mit Deutſchland 
im Jahr 1938. Entwicklung nach der Deutſchen Sta⸗ 
tiſtik in Millionen Reichsmark: 


Ausfuhr Einfuhr Deutſchlands 
Kalender⸗ nach aus Einfuhr⸗ 
jahr Argentinien überſchuß 
1935 97.2 142,7 45,5 
1936 97,7 118,5 20,8 
1937 147,1 295,2 148,1 
1938 147,8 216,1 68,8. 


Deutſchlands Anteil an der argentiniſchen Gejamt- 
ausfuhr im Jahr 1938 betrug 12,1 v. H. (im Jahr 
1937 7,2 v. H.). Deutſchlands Anteil an der argenti⸗ 
niſchen Geſamteinfuhr im Jahr 1938 betrug 
10,6 v. H. (im Jahr 1937 11,0 v. H.). Bei der argen⸗ 
tiniſchen Ausfuhr nach Deutſchland handelt es ſich ins— 
beſondere um Mais, Fleiſchwaren, Weizen und Gerſte, 
Wolle, Baumwolle, Häute und Felle. 


Eſtland. Die Einfuhr von Anilinfarben aus 
Deutſchland. Entwicklung in 1000 Kronen: 


Kalenderjahr 
RE Er 1068 
S, 831 
193 —u»'˖ö 765 


1938 di 


Deutſchlands Anteil an der eſtländiſchen Geſamtein⸗ 
fuhr von Anilinfarben hielt ſich von 1935 bis 1938 auf 
rund 70 v. H. 

Jugoflawien. Die Einfuhr aus wichtigen Län- 
dern im Jahr 1938. Entwicklung in vom Hundert 
der jugoflawiſchen Geſamteinfuhr: 


1936 1937 1938 
Großdeutſchland 62,33 63,76 60,05 
England 8.51 7,82 8.67 
Frankreich ee] 1,74 2,85 
Stalienes , 0 8,21 8,94. 


Mandſchukuo. Verlängerung der Gültigkeit des 
Deutſch⸗mandſchuriſchen Handelsabkommens. Die Gül⸗ 
tigkeit des Deutſch⸗mandſchuriſchen Handelsabkom— 
mens vom 14. September 1938 iſt für das am 1. Juni 
1939 beginnende Abkommensjahr 1939/0 verlängert 
worden. Außerdem ſind die ſudetendeutſchen Gebiete 
in das Handelsabkommen einbezogen worden. Der 
Deutſch⸗mandſchuriſche Außenhandel hat ſich wie folgt 
entwickelt (in Millionen Reichsmark): 


Deutſchlands 
Ausfuhr Einfuhr Deutſchlands 
Kalender⸗ nach aus Einfuhr 
jahr Mandſchukuo überſchuß 
1936 6.7 43,9 3772 
1937 1 64.6 62.9 
1938 27,2 79,9 52.7. 


Türkei. Annahme des Deutſchen 150 Millionen 
Mark-Kredites. Die große Nationalverſammlung in 
Ankara hat am 8. Mai 1939 den vom Deutſchen Reich 
an die Türkei gewährten 150 Millionen Mark-Kredit 
einſtimmig angenommen. Durch dieſen Kredit kann 
die Türkei bei den Deutſchen Firmen Käufe zu günſti⸗ 
gen Lieferbedingungen, günſtigen Zahlungsmöglich— 
keiten und günſtigen Zinſen tätigen. Die türkiſchen 
Beſtellungen im Rahmen dieſes Kredits müſſen bis 
31. Dezember 1941 in Deutſchland untergebracht ſein. 
20 v. H. der Summen für Beſtellungen in Deutſchland 
dürfen in der Türkei ſelbſt für die dort in Zuſammen⸗ 
hang mit den Veſtellungen erforderlichen Aufwendun⸗ 
gen, Arbeitslöhne uſw. ausgegeben werden. Die Türkei 
wird Erleichterungen für die Ausfuhr gewiſſer türki⸗ 
ſcher Erzeugniſſe außerhalb des Verrechnungsverkehrs 
gewähren, wenn Deutſchland dies wünſcht. Der Trans⸗ 
port der in Deutſchland von der Türkei gekauften 
Waren nach der Türkei erfolgt auf Deutſchen Schiffen. 


Einnahmen des Reichs an Steuern, Zöllen und anderen Abgaben in den Rechnungsfahren 1920 bis 1938 


S eee 


2 — 


22 
23 


Bezeichnung der Einnahmen 


A. Beſitz⸗ und Verkehrſteuern 
Einkommenſteuer x 
a) Steuerabzug vom Arbeitslohn (Lohn⸗ 
VVVFFPPPPP ne 
b) 1 vom Kapitalertrag (Kapi⸗ 
ae Au 
e) Veranlagte Einfommenfteuer . 


Abgabe der Aufſichtsratsmitglieder 
Eheſtands hilfe 
ee .„ I... „Ian. 
Körperſchaftſteuerr en 

Kriſenſteuer 3 
Vermögenſteuer 
ufbringungsumlage 8 
Erbſchaftſteuer 
Umſatzſteuer 
Grunderwerbſteuer 
Kapitalverkehrſteuer 
50 Geſellſchaftſteuer 
b Wertpapierſteuer 
€) Vörſenumſatzſteuer 
Urkundenſteuer 5 
Kraftfahrzeugſteuer 
Verſicherungſteuer 


Rennwett⸗ und Lotterieſteuer 
&) Totaliſatorſteer 
b) andere Rennwettſteuer 


zuſammen Ifde, Nr. 15a und b 
e) Lotterieſteuer 
echſelſteuer 
Beförderungſteuer 
a) Perſonenbeförderung a 
Güterbeförderung e Kr: 
teuer zum Geldentwertungsausgleich bei 
Schuldberſchreibungen (Obligationenſteuer) 
Reichshilfe (2½ v. 9. von Beamtengehältern) 
Reichsfluchtſteer 
Aus der Abwicklung des 
geſetzes und des Aufb 
andergewerbeſteuer 
Jeuerſchutzſteuer 


7 


Induſtriebeiaſtungs⸗ 
ringungsgeſetzes. 

Summe A 
B. Zölle und Verbrauchſteuern 


r 


Zölle. 


Tabakſteuer 

a) Tabakſteuer TEE: 

b) 1 leinſchl. Tabakausgleich⸗ 
euer e .e, Bin — 

0) abakerſatzſtoffabgabe 


zuſammen lfde. Nr. 28 
Zuckerſteuer re 

algſteuer 
Bierſteuer C N 
Reichsanteile aus der Gemeindebierſteuer 
Aus dem Spiritusmonopol 8 
Eſſigſäureſteuer Be 
Schaumweinſteuer 5 

Sündwareniteuer * 

us dem Zündwarenmonopol . 
Leuchtmittelſteuer Be. Se: 

Static Ae e 
))) AA 
Süßſtoffſteuer 5 


Mineralwaſſerſteuer . i 8 5 . 1 5 l 
Branntweinerſatzſteuer „ 
rs auf Mineralöle (Mineralöl⸗ 
Fettſteuer n 1 
Schlachtſteuer 


a) Schlachtſteuer 8 
b) Schlachtausgleichſteuer 


zuſammen Ifde. Nr. 38 


Im ganzen (Summen A und B) 


1281.11 031,1 


5 900.6 


6 000,24 022,3 4 062,6 4 969,1 |6 175,6 | 7 839,29 822,613 061,0 
1083.01 146,21 106.011 065,1 |1 148.6 1 249,411 333,4 | 1 595,2 1 818.0 


Aufgekommen find im Rechnungsjahr 


1930 1531 | 1932 1533 ] 1934 | 1935 1586 ı937 1088 


(in Millionen Reichsmark) 


748,5 730,1 
42.9 


899,3 1361,71 544,31 760,2 2 090,8 


194.2] 68.6] 40,9 46,33 60,8] 74.6] 79.8 95,1 


b 1255.310432 543.21 520,3 774,5 1074.91 583,5 2 219.2 58522 
zuſammen Ifde. Nr. 12 760,6 2142.91 332,6 1 293,2 1 720,12 497,4 3 202,4 4 059,2 5 352, 


298,9 
649 


13,4 
17,1 


80,5 


794,5 
849,8 

208,1 

912,1] 1 002,8 

353.7 377.6 

59,9 59,9 

3150 865.2 

= 48,6 

278,5 318.9 

2.9 2.6 

12.5 13.2 

7.2 777 

108 14.7 158 

1.9 2.0 2.1 

4.7 5.4 5,1 

0.3 0,8 0,4 

01 0,1 0,1 

20.7 92.7 1072 

38.2 280,6] 3002.2 

198.5 190 4 

10,44 13.7 

1930| 198.2] 2089] 204,1 


8 
. 19 024,9|7 786,9] 8 648,2] 6 824,8] 8 217,1 |9 654,1 HI 452 Af 964, 501771. 


Einnahmen) des Reichs an Steuern, Zöllen und anderen Abgaben im Monat Mai 1939 


Aufgekommen iind Auf 
Mai 1939 22 15 se Tonımend« 
gegenüber | 1. 5 gegenüber] Iſt im 
Mai 1938 1. 4. 35 bis Rechnungs⸗ 


mehr) 2 2 a jahr 


A. Beſitz⸗ und Verkehrſteuern (in Millionen Reichsmark) 
1 an alerer 
a) Steuerabzug vom Arbeitslohn (Xohnfteuer) | 207,9 | 1520| ＋ 55,9 421,0 311,6 [＋ 1094 | 2090,8 


b) Steuerabzug bom nt RT 
ertragiteuer) . 
e) Veranlagte Einkommenſteuer 


129 118|+ 11 271 283I+ 08 95,1 
+ 231 188.1 479 3164, 


zuſammen lfde. Nr. 1 + 80,1 5 352,2 

2 5 5 der r Di Be + 02 10,2 

3 Wehrſteuer „ 16,6 

4 | Körperſchaftſteuer 2 416,6 

5 Kriſenſteuer 0,5 

6 Vermögenſteuer „. + 890,6 

71 Aufbringungsumlage * 144,5 

8 Erbſchaftſteuer Je + 104,2 

9Umſatzſteuer + 8 356,7 

10 Grunderwerbfteuer?) . + 108,6 

11 | Kapitalverkehrſteuer 

a) Geſellſchaftſteuer + 23 40,8 

b) Wertpapierſteuer + 02 2.5 

c) Börſenumſatzſteuer ! + 10 14,8 

12 | Urkundenfteuer?) 5 + 28 65,9 

18 ener N + 88 140,8 

14 Verſicherungſteuer. 5 34|+ 13 73,8 
15 | Rennwett⸗ und Lotterieſteuer 

ia erſenee s 8,2 + 07 14,4 

44 + 4 21,2 


b) andere Rennwettſteuer 0 
zuſammen Ifde. Nr. 15 a es b 1 35,6 
CisUbtterreteuereen „au ee 2. 39,9 
Ian lSehieltlenern ? i 70,1 
17 | Beförderungfteuer 
a) Perſonenbeförderung 154,2 


b) Güterbeförderung BEN Le 188,7 
18 | Steuer zum Geldentwertungsausgleich bei 

Schuldverſchreibungen rene . 
19 | Reichsfluchtſteuer 2 
20 Wandergewerbeſteuen . . 
21 euerſchutzſteuer“ „ 
22 | Mehreinkommenſteuer hh 

Summe A 
B. Zölle und Verbrauchſteuern 

r „ 
24 | Tabakſteuer 

a) Tabakſteuer 

b) Materialſteuer (einſchl. Tabatausgleicfteuer 

e) Tabakerſatzſtoffabgabe 8 


zuſammen Ifde. Ar. 24 a bis 0 
ue Lee. mn, De, 
26 | Salzſteuer Sa An ET a ER II 
27 Bierſteuer 3 BER: 
27a] Reichsanteile an der Gemeindebierſteuer Eu: 
28 | Aus dem Spiritusmonopol . » 2 2 224. 
29 | Eſſigſäureſteuer ee rar le; 
80 | Bündwarenfteuer . . a ee 
81 | Aus dem Sünbmarenmonopol . ei zu et 
82 Leuchtmittelſteuer „ 
83 | Spielkartenſ teuer a, 
34 | Statiftiihe Abgabe 2 8 
35 Süßſtoffſteuer 8 ee 
86 Branntweinerſatzſteuer 
Er Ausgleichſteuer auf Diineraläle (ineralötfteuer) 
89 


12,9 


Fettſteuer 2 
Schlachtſteuer 
a) Schlachtſteuer „ 0 
b) Schlachtausgleichſteuer — 2 1.8 


guſammen Ifbe. Nr. 89 5 b — > 
5551 


Im ganzen (Summen A und B). ee Or 1001,3 8215 2 605,6] 20193 |+ 686,3 | 17 712,1 


2 Einſchl. der aus den Einnahmen den Ländern uſw. überwieſenen Anteile uſw. — 2: Hierin iſt die von Landesbebörd . 
gi nicht enthalten. — 8, Außerdem find bei den Juſtiſbehörden an Urkundenſteuer f * et * im Monat Mai 1939 2 8 Aa 
ke vo J. April 1989 bis 31. Mal 1920 = 116% 923,9 RAM — 4 Die Feuerfhunfteuer wird als Reichsſteuer erſtmals fur das ſtalenderjayr 

— 5% Die Mehreintommenſteuer wird auf Grund des Geſetzes vom 20. März 1989 Neuer Finanzplan) erhoben. 


= on N. Dr. Fritz Koppe. Berlin-Eharlottenbura 9. Fur die Anzeigen: Anzeigenletter Bruno Schreiber, Milbau, gr. Toltom, 
1989 Haupt⸗Ausgabe 18 481; Beamten⸗Ausgabe 10 522 24003 Pl. 7. Anduſtrieverlag Spaeth & Vinde, Verlin Was, Woyrſchſir. 5, 
Buchdruckerei Paul Linde & Co., Berlin SO 16. 


